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Aums Ziele in Theorie und Praxis 
(beſonders in ſeinen Konkordaten). 


Von Guſtav Mix, Pfarrer in Stargardt, N.⸗ L. 


1. Roms Ziele in der Theorie. 


Rom hat niemals ein Hehl aus ſeinen letzten Zielen und Abſichten 
gemacht. Wohl hat es ſich manchmal im Hinblick auf die betrüblichen 
Zeitläufte genötigt gef ſehen, dieſe oder jene Forderung einſtweilen zurück⸗ 
zuſtellen oder doch weniger ſcharf zu vertreten, und zumal die Verteidiger 
des römiſchen Syſtems, denen allzu offenherzige Kundgebungen der Kurie 
je und dann ihre politiſchen Kreiſe zu ſtören drohen, haben es zu einer 
keineswegs gering zu nd Fertigkeit in der Kunſt des Ab⸗ 
ſchwächens und Umdeutens gar zu verfänglicher Außerungen des unfehl⸗ 
baren Lehramts gebracht. Rom ſelbſt jedoch hat weder in ſeinen offiziellen 
Roch öfftziöſen Kundgebungen jemals auch nur den mindeſten Zweifel 
darüber gelaſſen, daß es unabänderlich an ſeinen einmal erhobenen An⸗ 
ſprüchen feſthält und ſich ſeine Ziele nicht verrücken läßt. Niemals hat 
es irgendetwas zurückgenommen oder auch nur offenkundige Mißgriffe als 
ſolche anerkannt und bedauert. So ſucht man römiſcherſeits auch heute 
noch die Verurteilung Galileis zu rechtfertigen, und ſelbſt Reformkatholiken 
wie Ehrhard ) beteiligen ſich, augenſcheinlich um ihre Rechtgläubigkeit 
zu beweiſen, an dieſer Mohrenwäſche. Von den entſetzlichen Inquiſitions⸗ 
und Hexenbullen der römiſchen Päpſte aber vollends iſt — um hier nur 
dies eine zu nennen — bisher auch nicht eine einzige aufgehoben oder außer 
Geltung geſetzt worden. Die Bulle Innozenz' IV. „Ad extirpanda“ 
vom 15. Mai 1252, die Magna Charta der mittelalterlichen Inquiſition, 
beſteht heute noch ebenſo zu Recht wie die Hexenbulle Innozenz“ VIII. 

„Summis desiderantes“ vom 5. Dez. 1484 und die Bulle Pauls III. 
„Licet ab initio“ vom Jahre 1542, die der modernen Inquiſition ihre 
Schlagkraft gegen den Peoleftantismus verlieh. Dafür hat aber Pius VII. 


1) Ehrhard, Der Katholizismus und das 20. Jahrhundert, 2. Aufl., 


es in ſeinem Schreiben an den Nuntius in Wien im Jahre 1805 bitterlich 
„dieſe ihre heiligſten 


beklagt, daß die Kirche der traurigen Zeiten wegen 


Maximen einer verdienten Streuge gegen die rebelliſchen Feinde des 


Glaubens nicht anzuwenden vermöge “.“) Und bekanntlich hat es auch 
Pius IX. im 24. Satz des Syllabus vom Jahre 1864 unter die verderb— 
lichſten Irrtümer der Zeit gerechnet, wenn behauptet werde, daß die Kirche 
nicht Macht haben ſolle, Zwangsmittel anzuwenden. 


Genau ebenſo hat Rom ſich in allen Fragen verhalten, die jemals in 


den Bereich ſeines Urteils getreten ſind. Es wäre daher unrecht, wollte 


man die päpſtliche Kurie, wie es manchmal geſchieht, der Heuchelei zeihen. 


Gewiß ſind manche von ihren offiziellen Kundgebungen, entſprechend den 
ſonſtigen Gepflogenheiten des jeweiligen Papſtes, konzilianter in der Form, 
aber in der Sache vergeben ſie ſich nichts. Das gilt z. B. auch, wie 
Hoensbroech (Moderner Staat und römiſche Kirche, Berlin 1906, S. 50 ff.) 
deutlich macht, von dem vielberufenen Rundſchreiben Leos XIII. vom 
1. November 1885: „Immortale Dei“, worin der „Friedenspapſt“ fein 
kirchenpolitiſches Programm entwickelt. 
Poſition aufs klarſte und deutlichſte herausgeſtellt. 
will, kann ſich aus den offiziellen päpſtlichen Kundgebungen ein genaues 


Hier, wie überall, iſt die römiſche 
Und jeder, der ſehen 


Bild machen von dem, was Rom in Wahrheit als letztes Ziel im Auge hat. f N 
Dabei dürfte es ſich aber empfehlen, das mittelalterliche Rom ganz 


außer Betracht zu laſſen, um ſo von vornherein dem beliebten Einwand 
ſei doch ein ganz anderes als das 


zu begegnen, das heutige Papſttum 


mittelalterliche und jedenfalls in keiner Weiſe verantwortlich zu machen . 


für die Haltung der römiſchen Kurie in jener Zeit, die heute auch von 
Katholiken als nicht immer einwandfrei angeſehen wird. Dieſer Einwand 
hält zwar keineswegs ſtich, 
durchaus und in jeder Beziehung mit dem mittelalterlichen identifiziert und 


da das gegenwärtige Papſttum ſich ſelbſt 1 


noch niemals auch nur den leiſeſten Verſuch gemacht hat, ſeine eigene 0 
Vergangenheit zu verleugnen. Aber was für einen Sinn könnte es haben, 


ſich zur Erforſchung der letzten Ziele Roms in alte, vergilbte Urkunden 


einer fernen Vergangenheit zu verſenken, wobei dann doch noch in jedem | 
einzelnen Falle nachgewieſen werden müßte, daß Rom in der Tat auch 


heute noch genau ebenſo denke wie damals, während uns doch eine ganze 


Reihe päpſtlicher Kundgebungen aus neueſter Zeit zur Verfügung ſtehen, 
die über die Abſichten Roms nicht den geringſten Zweifel übrig laſſen? 


Daß Rom im Mittelalter den Anſpruch erhob, die unumſchränkte 


Herrin der Welt zu ſein, und in dieſem furchtbaren Kampf um die Welt⸗ 
herrſchaft die eigentliche Lebensaufgabe des Papſttums fand, iſt allgemein 


bekannt. 


1) Geffken, Staat und Kirche, Berlin 1876, S. 306 Anm 


2) Vergleiche auch — um hier nur dieſe allgemeinverſtändlichen Schriften ö 34 
zu nennen: v. Schubert, Roms Kampf um die Weltherrſchaft (Schriften 


des Vereins für Reformationsgeſchichte 28), und Krüger, Das Papſttum 
(religionsgeſch. Volksbücher IV, 3/4. Heft). 701 115 


Man leſe die Zuſammenſtellung der entſprechenden päpſtlichen 
Erlaſſe bei Hoensbroech (a. a. O. S. 12 ff.).) Wichtiger und notwendiger 
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Abſchwächung zuließe. 8 N 
Nach dem Einheitskatechismus Pius X. iſt es nicht 
genug zum Seligwerden, überhaupt ein Glied der katholiſchen Kirche zu e 
ſein; man muß auch ein lebendiges Glied ſein (S. 94). Lebendige 
Glieder ſind aber nur die Gerechten, d. h. jene, die wirklich in der Gnade 
Nun ſind aber alle diejenigen ohne die Gnade 


aber ſcheint der Nachweis zu 


ein, d 
Ziel mit zäher Ausdauer feſthä 


ält: 


0 
t 


| glöſe errſchaft in dem Sinne, daß die Religion, d. b. 
das Verhältnis der Menſchenſeele zu ihrem Gott, die beherrſchende Macht 


im Leben aller Menſchen werde, iſt ja das letzte Ziel auch des ur⸗ 
So erſtrebt auch das evangeliſche Chriſten⸗ 


ſprünglichen Chriſtentums. 
tum nichts anderes, als die ganze Welt Gott zu Füßen zu legen durch 


Aufrichtung der Gottesherrſchaft in jedem einzelnen Menſchenherzen. Aber 


die evangeliſche Kirche ordnet ſich dieſem letzten, höchſten Ziel, dem Reiche 
Gottes, demütig unter, indem ſie ſich begnügt mit der beſcheidenen Rolle 


der dienenden Magd, die die Reichsgenoſſen immer näher herzuzuführen 


hat. Die katholiſche Kirche dagegen identifiziert ſich ſelbſt in ihrer gegen⸗ 


wärtigen empiriſchen Geſtalt mit dem letzten Ziel, dem Reiche Gottes, und 


erhebt darum den Anſpruch, daß außerhalb ihrer äußerlich greifbaren Um⸗ 
friedigung niemand ſelig werden kann. Bekanntlich wird das auch in dem 
erſt 1905 erſchienenen Einheitskatechismus Pius“ X. mit nackten, dürren 


Worten ausgeſprochen: „außerhalb der katholiſchen, apoſtoliſchen, römiſchen 
Kirche kann niemand ſelig werden, wie niemand aus der Sündflut gerettet 


wurde außerhalb der Arche Noahs, die ein Vorbild der Kirche war“ (in 
der Überſetzung von Stieglitz, Kempten und München 1906, S. 94). 


Allerdings wird in unmittelbarem Anſchluß an dieſe Sentenz allen denen, 


die ſich „etwa ohne Schuld oder im guten Glauben“ außerhalb der Kirche 


befinden, ſofern ſie getauft ſind oder wenigſtens das Verlangen danach 


im Herzen tragen und „außerdem aufrichtig die Wahrheit ſuchen und den 


Willen Gottes nach Kräften vollbringen“, die Möglichkeit, ſelig zu werden, N 


zugeſtanden: fie ſind „auf dem Wege des Heiles“. Aber dies 


ſcheinbare Zugeſtändnis kann, wie ich in der Wartburg 1906, S. 226 ff. 1 1 
eingehend nachgewieſen habe, ſeinen Zweck, Andersgläubigen die katholiſche Ei 
Kirche verſöhnlich erſcheinen zu laſſen, nicht erreichen. Der Anſpruch der 5 


katholiſchen Kirche, die alleinſeligmachende zu ſein, iſt in dem ganzen 
römiſchen Syſtem viel zu feſt verankert, als daß er eine wirkliche 
Es wird genügen, wenn ich an dieſer Stelle auf 
folgendes hinweiſe. 


Gottes ſind (ebenda). 


7 


Gottes, die ſich im Stand der Todſünde befinden (S. 103), und in den 


Stand der Gnade gelangt man nach begangener Todſünde nur durch das 
Bußſakrament: „Das Bußſakrament iſt allen zur Seligkeit notwendig, die 


nach der Taufe eine ſchwere Sünde begangen haben“ (S. 193). Da nun 


aber das Bußſakrament nur innerhalb der katholiſchen Kirche gültig ver: 


EUR 


ll | | j Il) 


waltet werden kann (S. 191), ſo iſt es völlig ausgeſchloſſen, daß jemand 


außer ihr ein lebendiges Glied der Kirche und ſomit ſelig wird. Daß in 


dieſem Zuſammenhang das „Ohne eigene Schuld oder im guten Glauben“ 


keine Stätte hat, liegt auf der Hand. Macht man mit dem Gedanken 
ernſt, ſo hebt er den Begriff der Ketzerei einfach auf. Denn guten Glaubens 


ſind die Ketzer doch ohne Zweifel alle, ſoweit es ihnen überhaupt ernſt iſt 


mit ihrem Chriſtentum; alle andern aber, die Gleichgültigen und geiſtig 
Toten, kommen überhaupt nicht in Frage, da ſie, wie oben bemerkt, in der 
katholiſchen Kirche ebenſowenig ſelig werden wie außer ihr. Auch genügt 


es ja keineswegs, „allgemein und unbewußt alle Glaubenswahrheiten an⸗ | 


zunehmen, denn es gibt manche Wahrheiten, welche alle ausdrücklich und 


im einzelnen notwendig glauben müſſen, z. B. die Einheit und Dreieinigkeit 


Gottes, die Menſchwerdung und den Tod des Erlöſers“ (S. 58). Schließ⸗ 
lich aber — und das iſt der ſpringende Punkt — wird den Andersgläubigen 
auch in dem angeführten, ſcheinbar ſo weitherzigen Satze doch nur zu⸗ 
geſtanden, daß ſie „auf dem Wege des Heils“ ſind. Dieſe 
Wendung kann aber nach alledem doch nur den Sinn haben: ſie ſind 
auf dem Wege zur katholiſchen Kirche. Selig werden ſie 
natürlich nur, wenn ſie auch den letzten Schritt auf dieſem Wege getan 


haben, d. h., in den Schoß der alleinſeligmachenden Kirche zurückgekehrt 1 


jind.*) 

So iſt alſo die empirische katholiſche Kirche tatſächlich identiſch mit 
Gottes Reich, ja, ſie tritt geradezu an Gottes Stelle. Wenn wir vom 
evangeliſchen Standpunkt aus etwa ſagen: Gottes Reich iſt überall da, 
wo Gott das Regiment führt in Menſchenherzen, ſo iſt es echt katholiſch, 
hier für Gott die Kirche einzuſetzen: Gottes Reich iſt da, wo die Kirche 
regiert. Ihr iſt der Gläubige in all und jeder Hinſicht unbedingten Gehor⸗ 
ſam ſchuldig. Denn „die Gewalt, Gebote zu geben, hat die Kirche von 
Jeſus Chriſtus ſelbſt; wer deshalb der Kirche nicht ge⸗ 
horcht, der gehorcht Gott ſelber nicht“ (Einheitskatechis⸗ 
mus, S. 29). Die Kirche aber, der man ſolchen Gehorſam ſchuldig iſt, 
iſt einzig und allein die römſſche Hierarchie mit dem Papſt an der Spitze. 
„Unter den Gliedern nämlich, welche die Kirche bilden, iſt ein ſehr be⸗ 
deutender Unterſchied; denn eg aibi ſolche, die gebieten, und 
ſolche, die gehorchen, ſolche, die lehren, und ſolche, die belehrt 
werden“ (S. 96). Und „die Muwibung biefer Gewalten (nämlich des 
Lehrens, der Sakramento verwaltung und bes (ebletens) gebührt einzig 
dem hierarchiſchen Stande, nämlich dem Papft und den ihm untergeordneten 
Biſchöfen“ (S. 98). „Der Papſt aber hat die größte unter allen Würden 
auf Erden, und fie verleiht ihm die höchſte und unmittelbare Gewalt über 
alle Hirten und Gläubigen“ (S. 99), ja, im Grunde auch über die Anders: 
gläubigen, wie weiter unten gezeigt werden wird. Daß dementſprechend 
zum mindeſten alle Gläubigen „verpflichtet ſind, die lehrende Kirche zu 


S. 227 ff. 


1) Vgl. zu dem ganzen meine Ausführungen in der Wartburg 1906, 


4 1 5 1 
hören unter Strafe der ewigen Verdammnis“ (S. 97), 
und daß ſie ihrem Biſchof „in allem, was ſich auf die Seeljorge und geiſt⸗ 
liche Regierung der Kirche bezieht, Gehorſam zu erweiſen haben“ (S. 101), 


verſteht ſich danach von ſelbſt. 


Hier haben wir alſo in klaſſiſcher Form den Gedanken der religiöſen 
Weltherrſchaft im Sinne hierarchiſcher Bevormundung aller Gläubigen. Wie⸗ 
weit übrigens dieſer Anſpruch Roms auf Unterwerfung aller ſelbſtändigen 
Willensregungen bei ſeinen Gläubigen geht, kann man aus der Anſprache 


Leos XIII. an die irländiſchen Pilger vom 21. Februar 1893 entnehmen, 


in der es u. a. heißt: „Möge das tiefſte Verlangen in euren Seelen dieſes 
ſein, daß ihr eure Gedanken, eure Entſchließungen mit den Unſrigen ver⸗ 
einigt. Nicht nur Unſre offenbaren Befehle, ſondern 
auch Unſre Wünſche und Ratſchläge mögen e uch 
heilig ſein, denn Chriſtus ſelber gibt ſie euch durch ſeinen Stell⸗ 


vertreter.“ Und zwar ſoll das, wie derſelbe Leo in ſeiner Anſprache an 


die italieniſchen Pilger am 17. Februar 1893 ausdrücklich betonte, in 
allen Stücken geſchehen: „Unſer Wort ſoll alſo die Richtſchnur eures 
Verhaltens ſein, ſei es im Bereiche der Ideen, ſei es im 
Bereiche der äußeren Tätigkeit“ (beide Zitate bei Eberle, 
Der Ultramontanismus, Feldkirch 1904, S. 53). Falls aber jemand 
glauben ſollte, bei einer ſo umfaſſenden Gehorſamsverpflichtung möchte es 


wohl ſchon genug ſein, wenn man ſich nur überhaupt ſtumm unterwerfe, 


ohne wirklich immer mit ganzem Herzen dabei zu ſein, ſo wäre er ſehr 
im Irrtum. Leos XIII. Rundſchreiben „Praeclara gratulationis vom 
28. Juni 1894 ermahnt die Katholiken alſo: „Vor allem mögen ſie ſich 
zum oberſten Geſetze machen, daß man dem Lehramte und der Autori⸗ 
tät der Kirche nicht engherzig und mißtrauiſch, 
ſondern von ganzem Herzen und bereitwillig ge⸗ 
horchen müſſe“ (aus Eberle a. a. O. S. 34). Was Pius X. in 
ſeinem neuen Syllabus vom Jahre 1907 in Satz 7 verlangt, daß nämlich 


die Gläubigen den von der Kirche ausgeſprochenen Urteilen auch Enn e 


Lich zuſtimmen müßten, iſt alſo im Grunde nichts Neues. Die katholiſche 
Kirche hat auch ſchon früher darauf beſtanden, daß ihre Gläubigen nicht 
nur in ſchweigendem Gehorſam wider die eigene bisherige beſſere 
Überzeugung ſich unterwarfen. | | 
Wahrmund in jeiner Schrift „Katholiſche Weltanſchauung und freie 
Wiſſenſchaft“ (Lehmann, München 1908) im Hinblick auf dieſen Satz 7 
des neuen Syllabus ſchreibt: „Es genügt nicht, ſich den Ausgeburten eines 
hierarchiſchen Deſpotismus in der Tugend des Gehorſams ſtumm zu unter⸗ 
werfen. Es genügt nicht, zu ſchweigen und ſeine eigene beſſere Über⸗ 
zeugung in der Bruſt zu verſchließen. Man muß auch dieſe Überzeugung 


ſelbſt noch in Trümmer ſchlagen; man muß fie zwingen, das Weiße 
i baz und das Feuer kalt zu nennen; man muß die Feſſeln nicht bloß 


am Leibe, ſondern auch in der Seele tragen“ (S. 36). Das iſt freilich 
nur die natürliche und notwendige Folge der von den Jeſuiten von jeher 
ſyſtematiſch betriebenen Verflachung und Veräußerlichung des katholiſchen 


Es war auch ſchon früher jo, wie 
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Glaubensbegriffs, der nun auch im Einhei is 
1 , de Linheitskatechismus im weſentlick 
e 110 a Gehorſam gegen die katholiſche Hlerarchie 
: „Der Glaube iſt eine übernatürliche, in unſer ai 
ae eee lic welche wir geſtützt auf a u eh 
11 0 60 glauben, daß alles wahr iſt, was er geoffenbart hat und 
Wahrheiten e al vorſtellt. Die von Gott geoffenbarten 
wiſſen wir durch die heilige Kirch che 
unfehlbar iſt; das heißt durch den P "ar „ 
11 2 n t, den Nachfolger des 
heiligen Petrus, und durch die Bi 6 f 1 0 
4 / | | iſchöfe, die Nachfolger der 
) ’ ET er 
eh (S. 57). Klingt das nicht wie eine genauere 1 95 
ebenſo einfachen, wie einleuchtenden Definition des Jeſuiten Joſ. Kleutgen 
in ſeiner Theologie der Vorzeit (IV, 207): „Der Glaube iſt ein Für⸗ 
e u en uns fremdes Anſehen beſtimmt“? (Nach Lederer, 
S. 20 nthüllungen zum ee aber Augsburg 1906, 
Ich habe hier die Herrſchaftsanſprüche Roms auf religit 5 
era hafte auf religiöſem Gebiet 
. als 0 ae in dieſem a mi 
| Ba in wird. Indes glaubte ich gerade dieſer ſonf 
ha weniger beachteten Seite der Sache bejondere Aufmertfante . 
nden zu ſollen, weil hier doch im letzten Grunde die Wurzeln für alle 


jonftigen Anſprüche Roms, vornehmlich auf dem ſozial-kulturellen und 


ſtaatlich-politiſchen Gebiet zu finden ſind | 
. | (TORE aM ' Rom will herrſchen, - 
Kara e Seele der Menſchen, 4% e 

ib 1 natürlichen Verhältniſſe, auch über Völk Vöni 
5 1 10 i / ölker und Könige. 
e ſchlechterdings nichts in der Welt, was die römiſche Kirche a 
lich e „ e anerkennen würde, da ſchließ— 
s menſchliche Handeln ſich irgendwie in Beziehu 1 deligio 
ſetzen läßt. So hat das Sanktum Offizium i , d 
Bu, | Offizium in Rom bekanntlich 
geburtshilfliche Operationen der Mediziner in den Bereich ſeines Net 
1 de über Die verſchiedene Behandlung amputierter Gliedmaßen 
105 1 6 5 ee e un Ungläubigen Anweiſung gegeben und 
e u er Margarine an Faſttagen ſich ausgelaſſe 
(Mirbt, Quellen zur Geſch. des Papſttums 2.“ bi ann al 
Mohr, 1901, S. 405, 1140 Papſttums 2. Aufl., Tübingen und Leipzig, 
Von hier aus wird man die Tragwei 10 

an die Tragweite der ſcheinbar ziemlich harm— 
105 e nn ee 1 ſeinem bereits erwähnten mbiehreiben 
ortale Dei vom 1. November 1885 ermeſſen könn lche lautet: 
„Was immer im Leben der Menſchhei ilig i ee. 
5 * 1 35 eit heilig iſt, was immer auf das 
119 105 e 0 1 Dienſt Bezug hat, ſei es Bi 5 ſich 
nach, oder wegen ſeiner Beziehung 31 
5 emſelben, alles das ift der kirchlichen Gewalt un 1475 Aus; 
pruche unterſtellt“.?) Gibt es denn danach noch irgend etwas, was 


1) Vgl. zu d 47 50 ; 55 
Nr. 3 e nl ganzen Mix, Katholizismus u. Kultur, Wartburg 1908 


2) Herderſche Ausg. S. 32. 


Be 


nicht in Beziehung ftände zu dem „Heil der Seelen“ und dem „gött— 

lichen Dienſt“? Sicher nicht! Wer daran noch den geringſten Zweifel 

hätte, müßte ſich doch eines Beſſeren belehren laſſen durch die eigene Er⸗ 

klärung Leos XIII. hinſichtlich ſeiner Stellungnahme in Sachen der 

U 1887 — er wirkte bekanntlich auf das Zentrum im 
e 


utſchen Reichstage dahin ein, daß es die Vorlage der Regierung an— 
nehme. Man ſollte meinen, daß dieſe eigentlich rein militäriſche An- 
gelegenheit mit der Religion wirklich nicht das mindeſte zu tun haben 
könnte. Aber weit gefehlt! Leo XIII. läßt dem Zentrum durch ſeinen 
Kardinalſtaatsſekretär mitteilen, „daß die Frage mit Fragen von religiöſer 
und moraliſcher Bedeutung zuſammenhänge“, weshalb er dem Zentrum 
ſeine Wünſche ausſprechen zu müſſen geglaubt habe.) Und Pius X. 
nimmt in ſeiner Offenheit vollends kein Blatt vor den Mund. 
Treuherzig erklärt er, es ſei ſeines Amtes, „die Geſamtheit und die 
einzelnen, nicht nur die Gehorchenden, ſondern auch die Herrſchenden, im 
privaten und öffentlichen Leben, in ſozialer und politiſcher Hinſicht zur 
bürgerlichen und ſittlichen Ordnung zu lenken. Deroberſte Ponti⸗ 
fer kann von feinem Lehramte in Sachen des Glau⸗ 
bens die politiſchen Dinge unmöglich trennen” (m 
der Allokution vom 9. November 1903, Germania 13. November 1905). 
Dieſe Grundſätze hat Pius X. denn auch bisher energiſch vertreten. 
So heißt es in ſeinem Motu proprio von 8. Dezember 1903 über die 
ogenannte chriſtliche Demokratie: 16 


— 
um 


— 


e katholiſche teller müſſen in allem, was die religiöſen Inker⸗ 
eſſen und das Wirken der Kirche in der Geſellſchaft berührt, völlig, 
mit Verſtand und Wille, wie überhaupt alle Gläubigen ihren 
Biſchöfen und dem römiſchen Pontifex unterſtehen“ (nach Goetz, Kleri— 
kalismus und Laizismus, Frankfurt a. M. 1906, S. 54). Und damit ja 
niemand ſich etwa einbilde, die Sache ſei nicht ganz ſo gefährlich, wie es 
den Anſchein habe, oder ginge ihn. perſönlich nichts weiter an, hat Pius X. 
ausdrücklich verordnet, daß die 19 Fundamentalnormen für die chriſtliche 
Volksaktion, die „für alle Katholiken die dauernde Richtſchnur ihrer 
Haltung“ bilden ſollen, „an alle katholiſchen Komitees, Geſellſchaften und 
Vereine jeglicher Art geſendet werden. Dieſe Vereine müſſen ſie an ihren 
Sitzen anſchlagen und bei den Verſammlungen oft zur Verleſung bringen. 
Wir verordnen überdies, daß die katholiſchen Journale ſie vollinhaltlich 
veröffentlichen und die Erklärung abgeben, dieſelben zu beachten; ſie ſollen 
dieſelben gewiſſenhaft beobachten; widrigenfalls find fie ſtrenge zu er— 


1) Deutſcher Merkur 1887, S. 53. 
2% 
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mahnen, und wenn ſie nach erfolgter Mahnung ſich nicht fügen, ſollen ſie 
15 0 kirchlichen Behörde verboten 11 Gamen 19. me | 
tan ſieht, Pius X. nimmt es ernſt mit dem Anſpruch, das ganze 
Bi liche Leben, in dieſem beſonderen Fall vor allem die Be Sozial⸗ 
politik, unter die Botmäßigkeit der römiſchen Hierarchie zu bringen. Es 
iſt in der Tat der genaue Ausdruck feiner Willensmeinung, was der 
päpſtliche Hausprälat und Ehrendomherr Dr. Karl Eberle in ſeiner 
Schrift über den Ultramontanismus S. 20 ausführt: „Da die Kirche 
in Kraft unmittelbar göttlichen Rechtes in die menſchliche Geſellſchaft 
eintritt, iſt ſie beſtimmt, die Ideen ihres göttlichen Stifters zu realiſieren. 
Daher muß die natürliche Geſellſchaft der Familie 
und des Staates von der Kirche vernehmen und emp: 
fangen, welches die ſie betreffenden Abſichten 
Chriſti ſind, und muß der Kirche freie Hand und 
volle Wirkſamkeit laſſen, dieſe Abſichten zu erfüllen. Dar: 
aus folgt, daß jede Löſung der ſozialen Fragen ohne die Kirche eine 
den Abſichten und Anordnungen Chriſti nicht entſprechende, ſondern viel— 
mehr widerſprechende Sache iſt; ferner daß jede Löſung der 


ſozialen Fragen, welche gegen die Kirche ſich richtet, 
eine Verſündigung an der Menſchheit ſelbſt iſt, die 


dadurch, ſtatt ihrem Elende entzogen zu werden, nur tiefer hineingedrängt 
wird; die ſtatt zum ewigen Vaterhauſe zurückgeführt zu werden, in eine 
endloſe Wüſte hinausgedrängt wird; daß endlich jede Löſung der 
ſozialen Fragen ohne oder gar gegen die Kirche das 
Strafgericht Gottes über die Menſchheit herab⸗ 
ziehen mu 5. Die ſozialen Fragen müſſen alſo auf „ultramontanem“ 
Boden, d. h. mit der Kirche und mit dem Papſte gelöſt werden. In 
dieſem Sinne ſchreibt der jetzige hl. Vater Pius X. in ſeinem erſten Rund⸗ 
ſchreiben: Wenn man von Uns eine Devije verlangt, die Unſern Willen 
kundtut, ſo kann es keine andere fein, als Instaurare omnia in Christo: 
Alles erneuern in Chriſtus“. — 

Das iſt wenigſtens deutlich. Und wenn hier auch bereits der 
Staat unverblümt als Höriger der Kirche in Anſpruch genommen 
wird, ſo wird das nach dem Vorhergehenden niemand wundernehmen: die 
verſchiedenen angeführten Kundgebungen Leos XIII. und Pius' X. waren 
doch faſt ausnahmslos auf denſelben Ton geſtimmt. Doch dürfte es ſich 
empfehlen, die Herrſchaftsanſprüche der Kirche dem Staat gegenüber noch 
beſonders zu beleuchten, da gerade das für die richtige Erkenntnis der 
Abſi Roms von ungemeiner Wichtigkeit iſt. 


Ja, im Grunde nimmt Nom heute, 3 aaten gegenüber eine 
im Prinzip gefeſtigtere Stellung ein als je zuvor. Daß der Staat der 


. 


Kirche in irgendwelcher Hinſicht etwas zu ſagen habe, wird weit ab⸗ 
gelehnt. Die vom Staat beanſpruchte Kirchenhoheit iſt nach Auffaſſung 
der römiſchen Kirche geradezu ein Unding. Leo XIII. nimmt zur Kenn⸗ 
zeichnung des richtigen Verhältniſſes von Staat und Kirche d ei 

Gregors VIII. als durchaus zutreffend wieder auf, wona 


„na rem We 
Ziel, das die Kirche anſtrebt, weitaus das erhabenſte iſt, ſo iſt auch die 
ihr innewohnende Gewalt hervorragend über jede andere“. Dement- 
ſprechend bezeichnet es Leo als „ein höchſt ungerechtes und unbedachtes 
Beginnen, die Kirche in der Ausübung ihres Amtes der politiſchen Gewalt 
unterwerfen zu wollen. Dies hieße die Ordnung umkehren, 
indem man das Über natürliche dem Natürlichen 
unterordnet“ (Rundſchr. Immortale Dei v. 1. November 1885, 
Herderſche Ausg. S. 38). Der Staat iſt nämlich nur eine natürliche 
vollkommene Geſellſchaft, während die Kirche eine übernatürliche 
vollkommene Geſellſchaft, alſo vermöge ihres höheren Zweckes dem Staat 
übergeordnet iſt. „Die Unterordnung der bürgerlichen Gewalt unter die 
kirchliche entſpringt aus dem Vorrange des Prieſtertums über den Staat, 
mit Rückſicht auf den höheren Rang der Beſtimmung des einen gegen die 
des andern. 


ie menſchlichen Dinge von den göttlichen, wie die 
weltlichen Dinge von den geiſtigen abhängen“ (Staatsſekretär Antonelli 
in Pius’ IX. Auftrage an M. Chigi am 19. März 1870, bei Hoensbroech 
Mod. Staat und römiſche Kirche, 1906, S. 36). 


ſich in die Anz 
Septennatsfrage, 
ja, daß ſie wie 
es Pius IX. mit dem öſterreichiſchen Staatsgrundgeſetz vom 21. Dezember 
1867 und den preußiſchen Maigeſetzen bekanntlich getan hat. Vielleicht 
iſt es doch nützlich, dieſe päpſtlichen Kundgebungen hier u feierlicher 
a Staatsgrundgeſetz wurde von Pius IX. in feierliche 


gelegenheiten des Staates einmiſchen kann, wie de 


am 22. Juli 1868 folgendermaßen abgetan: „. . Haus unſerer 
apoſtoliſchen Machtvollkommenheit verwerfen und verdammen wir die er⸗ 
wähnten Geſetze und alles Einzelne, was, ſei es in dieſen, ſei es in 
andern zum Recht der Kirche gehörigen Angelegenheiten von der öſter— 
reichiſchen Regierung oder von irgendwelchen Unterbehörden verordnet, 
vollführt und irgendwie unternommen worden iſt, und wir erklären aus 
der gleichen apoſtoliſchen Machtvollkommenheit, daß die Geſetze ſelbſt mit 
allen ihren Folgen vollkommen nichtig und kraftlos geweſen ſind und 
bleiben ſollen“ (nach dem lateiniſchen Text bei Mirbt, a. a. O. S. 371). 
Von den preußiſchen (Maigefehen aber erklärte Pius IX. in ſeiner 
klika Quod nu 5. Februar 1875, daß ſie „nie 


En nquam vom 


| 
| 
| 
Hi 
ö 


„ das h Pius IX 
ſich in Anſpruch geno 
auf eine Adreſſe der „Römiſchen literariſchen Geſellſchaft“ die Herleitung 


dieſes „Rechtes“ aus der Unfehlbarkeit ab, mit der es nichts zu tun habe; 
„wohl aber Und nicht 
mit einer Silbe verwirft er dies angebliche Recht als widerchriſtlich; wohl 


aber klingt ein leiſes Bedauern durch ſeine Worte hindurch, daß die Zeiten 
des Glaubens, „die in dem Papſte ehrten, was er ift, d. h. der höchſte 
Richter der Chriſtenheit“, vorüber find (vgl. Hoensbroech a. a. O. S. 11 f.). 
Wie weit dieſe Anſprüche gehen, mag man aus der Bemerkung des Jeſuiten 
Wernz in ſeinem Jus Decretalium erſehen, wonach die Kirche ganz und 


gar nicht verpflichtet iſt, die ſtaatsgeſetzlichen Vorſchriften, die ſich auf die 


ſicherheitlichen und ſanitären Einrichtungen der Friedhöfe beziehen, zu 
beobachten (bei Goetz, Der Ultramontanismus als Weltanſchauung, Bonn 
S. 1267, 


re Ordnungen und Geſetze anzuerkennen, uf 
Geltung zu verſchaffen, die Kirche ſelbſt in ihren 


785 
iehung bisweile ; in neueſter Zeit, dafür gibt es 
„als die Tatſache, daß die Ultramontanen Deut 
mit dem Kardinal Ledochowski an der Spitze mitten in 


eußiſchen Staat das Anſinnen ſtellten, für die 
einzutreten, und daß es ohne Zweife 
haltung der preußiſchen Regierung gegen die 


irchenpolitiſchen Kämpfe der ſiebziger Jahre mit ihren ver— 
hängnisvollen Folgen verſtrickt hat.“) 

So wird man ſagen dürfen, daß der vor wenigen Jahren verſtorbene 
in der Tat die Auffaſſung der katholiſchen Kirche über 
on Staat und Kirche — er braucht natürlich, wie alle 
römiſchen Schriftſteller, ſtets die umgekehrte Folge: Kirche und Staat! — 
wiedergibt, wenn er ausführt: „Mag man den Staat erheben, wie man 
will, mag man ſeine Hoheit noch ſo ſehr ſteigern, ſeine te 
unter die Kirche kann nicht in Abrede geſtellt werden. 


1) Vgl. Fürſt Chlodwig zu Hohenlohe-Schillingsfürſt, 
Denkwürdigkeiten, Leipzig 1906, II, S. 27 f.; Bismarcks Gedanken und Er⸗ 


innerungen, 1901, II, Kap. 24; Goetz a. a. O. S. 219; Nippold, Handbuch 


der neueſten Kirchengeſchichte, 3. Aufl., Elberfeld 1883, II, S. 141 ff. 


Pius IX. lehnt zwar in ſeiner Antwort 


i 


der Soldat iſt in ihr mit ſeinen Waffen, der Rechtsgelehrte 
mit ſeinem Rechtskodex, der Schriftſteller mit ſeiner Feder, der Profeſſor 


mit ſeinem Lehrſtuhl, der König mit ſeiner Krone, der Familienvater 
it ſeinem häuslichen Szepter, der Bürge einen ſozialen Beziehungen. 


derjenige (der Papſt), der von Go 

geſetzt iſt, um Völker und Könige, Individuen und Nationen zu richte 
und in deſſen Perſon eine Macht höchſten und göttlichen Ranges Fleiſe 
angenommen hat, kann nicht irgend einer irdiſchen Hoheit unterworfe 
ſein. Der Papſt iſt von Gott auf den Gipfel jeglicher Souveränität er 
hoben. Die Ausübung der Autorität des politiſchen Herrſchers iſt dei 
Papſte unterworfen, ſo daß er in Hinſicht des geiſtlichen Zweckes ſie leite 
und zuweilen ihre Handlungen vorſchreiben oder verbieten muß. De 
öchſte Richter der bürgerlichen Geſetze. 
e 


efret den Satz als häretiſch verworfen, 


9 j 
7 Der weltliche Fürſt hört auch 
als Fürſt nie auf, ein Untertan des Papſtes zu ſein, noch hört die politiſche 
der geiſtlichen Autorität des andern unter⸗ 


wahren Glauben abfällt. Das iſt gewiß eine große Sünde, wo ür er 
nach der hl. Schrift die ewige Höllenſtrafe verdient hat. Verdient 
hat ein Häretiker alſo auch den irdiſchen Tod.“ Unter 
dem Druck der erregten öffentlichen Meinung hat der arme Pater die 
Stelle zwar in den ſeines Buche aber 
natürlich nicht aus Jene elbſtbewußtſein. Das wäre auch 
zu viel verlangt, da 


katholischen 


Sollte doch ſogar auf dem 
vatikänkſchen Konzil Der S ür ewige Zeiten feſtgelegt werden: „Wer 
da ſagt, von Chriſtus unſerm Herrn und Erlöſer ſei der Kirche nur die 
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Macht übertragen, durch Rat und Zuf | 
| 5 pruch zu leiten, nicht 
G4 10 50 ae Se Irrenden und Widerſpenſtigen but au 
e Strafe f ü 19 

11 9 (vgl. Goetz g. g. d 688 eher. 9 zurückzuhalten, der ſei im 
| ie 1 haben, im Unterſchied 

i | | | von den Ketzern, 
Ana noch das eg | e (die Entſchuldigung durch 
] 5) für ſich, freilich auch nicht für immer, denn es iſt 


— — 


aha. a. 


er & 9e I fie getauft ind 
ind fie „auch an ſich zur Beobachtung des chriſtli En a kirchli 5 
1 und ſind in allen ihren e Ae Kg Bi 
5 ießung, dem kirchlichen Rechte unterworfen“ (Staatslexikon der 
„„ 2. Aufl. Band II S. 847), und das, wie der Jeſuit 
1 af, N e a of ausdrücklich hervorhebt, „nach gött⸗ 
q 1 9060 wider ihren illen und ohne ihre Einwilli 0 

(3. Bd. 1, 113). Den gleichen Standpunkt vertritt e ie Berlin 

I, 11 : uch die Berliner 
1 17 ganz neuerdings, wenn ſie in ihrer en 
is ge vom 7. Januar 1901 ſchreibt: „Nach katholiſcher Lehre ſchlingt 

ur 105 Taufe ein lebenslängliches Band um den Täufling und die Ki 0 
; gol. deln En 1 5 


7 * r 
Mere NICH 5 morden an 


t 


, und darun | i | 
08 ihrer Trennung von der Kirche et Nane muff 
e. | 
Ls war alſo nur die gleiche Grundanſchau d | | 
jeinem Schreiben vom 7. Auguſt 1873 Raifer Wilhelt 4 
ki wen een an Kaiſer Wilhelm I. . 
irgen einer Art und in irgendein eiſe | 
be Beh zur Geſch. des Papſttums, Fr. 1 
Solche Behauptung wird uns freilich nach den bist eri en ® 
| | | arle 
1 mehr weiter verwunderlich vorkommen. Die katholische Kirche erhebt 
5 en mit ihrem Anſpruch, die alleinſeligmachende zu ſein, zugleich guch de 
bruch auf Alleinberechtigung in Staat und Geſellſe aft. as Prinzi 


Gregor XVI. es in jener Bulle} | 105 
gor XVI. Mt all vos DO . Auguıt 1832 für 
„eine irrige und verkehrte, ja, eine wa i tz i 
5 ; j n wi ; 
EN ee 15 e Re, Ve 35 
| rllärte, „daß für jeden Menſchen als ſelbſt⸗ 
1 Recht die Gewiſſensfreiheit bete e 
5 15 f. 8. 152), ſo verdammt Pius IX. in ſeiner Enzyklika 
„Quanta cura“ vom 8. Dezember 1864 im Anſchluß an dieſen Ausſpruch 
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ſeines Vorgängers die Behauptung, „zweifellos ſei die Gewiſſens⸗- und 
Kultusfreiheit ein jedem Menſchen zuſtehendes Recht, welches in jedem 
wohleingerichteten Staate durch Geſetz verkündigt und geſchützt werden 
müſſe“ (Roenneke, Pins’ X. Enzyklika und Syllabus, Gütersloh 1891, 
S. 11). Und auch Leo XIII. iſt nicht müde geworden, die Ausbreitung 
des Proteſtantismus in Rom zu beklagen; ja, er hat es lebhaft bedauert, 
daß ihm keine wirkſamen Mittel zur Ausrottung der Ketzerei, vornehmlich 
in Rom, zur Verfügung ſtänden (Goetz, Leo XIII., Gotha 1899, 
S. 216 ff.) 


— 


und die modernen 


9 * „ 
Ideen“ (2. Aufl., Wien 1867) mit Bezug auf Satz 77 des Syllabus: 
„Darum fordert der Papſt in ſolchen Staaten, in welchen bloß Katholiken 
wohnen, die alleinige Herrſchaft der katholiſchen Religion mit Ausſchluß 
jeden anderen Kultus“ (II, 40). Dagegen „muß eine proteſtantiſche Re⸗ 


gierung ſchon von ihrem eigenen religiöſen Standpunkt, dem der freien 
Forſchung, es ihren Untertanen anheimgeben, zu welcher von den 
ſie ſich bekennen wollen“, und die katholiſchen Untertanen 
dürfen ſelbſtverſtändlich „um ſo mehr die volle Parität annehmen oder 
fordern, wenn ſie einer proteſtantiſchen Regierung und proteſtantiſchen 
Mehrheit gegenüberſtehen“ (Cathrein S. J., Moralphiloſophie II S. 555). 
Das wagt man auch ganz neuerdings noch im Zeitalter des Toleranz— 
antrages mit dürren Worten auszuſprechen. Im Novemberheft der „Apolo— 
getiſchen Rundſchau“ (Trier 1906, II, 2. Jahrg.) läßt ſich M. Canus 
folgendermaßen vernehmen: 
„Eine proteſtantiſche Regierung muß ſchon von ihrem eigenen reli— 
giöſen Standpunkte aus ihren Untergebenen anheimſtellen, zu welcher 
Religion ſie ſich bekennen wollen. | 


Dies folgt als notwendige Konjequenz 
aus dem Prinzip der freien Forſchung.“ | 

„Ferner kann eine Regierung dann nur ein beſtimmtes religiöſes 
Bekenntnis allein billigen und dulden und jedes andere Bekenntnis aus⸗ 
ſchließen, wenn ſie ganz ſicher iſt, daß ihre Religion die einzig wahre und 
richtige iſt. Doch wer bürgt dem proteſtantiſchen Staate dafür, daß zum 
Beiſpiel die lutheriſche Lehre die einzig richtige iſt? Etwa eine Autorität 
auf kirchlichem Gebiete? Doch eine ſolche erkennt man ja nicht an. Aus 
ſich allein kann aber eine Regierung dieſe Überzeugung nicht gewinnen; 
allein ein unfehlbares Lehramt kann ihr dieſe Garantie bieten.“ 


mgefehrt aber will man u ramontanerſeits von einem katholiſchen 
Staate die politiſche Toleranz nur dann geübt wiſſen, wenn ſie ſich abſolut 
nicht mehr vermeiden läßt, ohne daß der Staat großen Schaden davon 
nähme. Das iſt der Grundgedanke der folgenden Ausführungen: 
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„Kann nun ein katholiſcher Staat den verſchiedenen Religionsſyſtemen 


volle Freiheit gewähren in der Ausübung ihrer Bekenntniſſe, wenn dieſe | 


einmal feſten Fuß gefaßt haben in ihrem Machtgebiete? Dieſe Frage 
iſt in den meiſten Fällen entſchieden zu bejahen; dann darf und muß 


er ſie dulden, wenn ihre Verweigerung ohne große Rach! 


teile für das Gemeinwohl nicht mehr möglich iſt.“ 

„Der katholiſche Staat erkennt, wie das von ſelbſt klar iſt, als einzig 
wahre Religion die römiſch-kat holiſche Kirche an und daher 
auch dieſe Kirche als die einzig berechtigte. Aus ſich haben 

die nicht katholiſchen Bekenntniſſe kein Daſeins⸗ 
recht. Nichtsdeſtoweniger iſt auch in einem katholiſchen Staat die poli- 
tiſche Toleranz oder gar die Parität akatholiſcher Religionen heut— 
zutageratſam, ja meiſt geradezu notwendig, um das Wohl des Staates 


zu wahren. Und in einem ſolchen Falle iſt die Toleranz geboten. Wie 


die Theologen allgemein lehren, iſt dann die politiſche Toleranz 


erlaubt, wenn die Gewährung der Religionsfreiheit 


Gleichſtellung mehrerer Bekenntniſſe durch Verfaſſung, Gewohnheit oder 1 


t der Treue 


5 trifft alſo in der Tat genau zu, was Goetz mit Bezug darauf aus⸗ 
führt: „Demnach verwirft der Ultramontanismus in katholiſchen Ländern 
für den Proteſtantismus die Kultusfreiheit auf Grund der ultramontanen 
Lehre, für den Katholizismus beanſprucht er ſie in proteſtantiſchen Ländern 
auf Grund der proteſtantiſchen Prinzipien; erſtere iſt ihm eine verwerfliche, 
letztere eine lobenswerte Kultusfreiheit. So ſagt z. B. auch Ruffoni 
S. 2301: „Es iſt klar, daß es eine Freiheit des Kultus gibt, die nicht ver- 
dammt und auch nicht zu verdammen iſt. In nichtkatholiſchen Ländern. 
z. B. iſt die Freiheit des Kultus eine gute Sache, ſie iſt ein Schritt zur 
Wahrheit, in katholiſchen Ländern dagegen, wie Spanien, iſt ſie ein Schritt 
zum Irrtum und daher etwas ſehr Schlimmes“ (Goetz a. a. O 258 

Nach alledem wird ma ammenfaſſend ſagen dürfen: 


Ele 
N 


Ls erjttebt eine völlige 2 dung der Welk ek der ünfehl⸗ 
baren Leitung einer alles umfaſſenden, alle Gebiete des Lebens umſchlingen⸗ 
den Hierarchie, deren Allgewalt alle ohne Ausnahme, auch Fürſten und 
Könige, Ketzer und Ungläubige, gleichermaßen unterworfen ſind. 

Und man wird dem hinzufügen müſſen: Es it Rom niemals ein- 
gefallen, dies ſein Endziel vor der Welt geheim zu halten. Das offizielle 
Rom wenigſtens, die päpſtliche Kurie, hat, wie wir geſehen haben, in un⸗ 
gezählten Kundgebungen bis in die neueſte Zeit hinein laut und öffentlich 

ſeinen Anſpruch auf Weltherrſchaft geltend gemacht. Ja, Rom hat ſogar 


ein ausführliches Programm zur Verwirklichung dieſes bisher nur in der | 
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Theorie vorhandenen Anſpruchs aufgeſtellt und darin unter ſchärfſter Be⸗ 


mung des Endzieles die einzelnen Etappen auf dem Wege zum Ziel Beni) 
none Das iſt der Syllabus Pius IX. 990 , 
hang mit der Enzyklika „Quanta cura“ vom 8. Dezember b ö 90 
Man mag ja über die Autorität des Syllabus für den einzelnen f . 
liken und den Grad der Verpflichtung, die er dem Gläubigen, auferlegt, 
geteilter Anſicht ſein, obwohl das nach den e 
Pius’ IX., Leos XIII. und aa 9 über ihn für gute Katho- 
iken ei ich nicht mehr gut möglich iſt. „„ 
10 ae 11 am 17. Juni 1867 vor etwa Br en 
„In Eurer Gegenwart beſtätige ich jetzt ſowohl die ee ag 
cura“ als auch den Syllabus, und biete ſie Euch aufs neue a 15 ee 
tabfürdiefirhlide Lehre dar.“ (Rönneke, Pius’ IX. Enzykli 
II. x 
10 . hat 5 XIII. in ſeiner Enzyklika „Immortale Sn 
gejagt, die einzelnen von Pius IX. im Laufe der Zeit „ 0 
ſeien deshalb im Syllabus zuſammengeſtellt, „damit die Katho i “ er 
hätten, wonach fie ſich richten könnten, ohne Anſtoß zu geben“ (eben 8 0 
und an den Biſchof Dubert von Perigueur ſchreibt er ua 15 EN 
(27. Juli 1884): „Die von dieſem heiligen Stuhle ausgehen: ei 10 15 
weiſungen, welche im Syllabus und anderen a 10 
Aktenſtücken unſeres Vorgängers wie in unſeren 1 nzy 7 
enthalten ſind, tun den Gläubigen auf klare Weiſe kund, welches 1975 ii 
ſinnungen und ihr e e 1215 91 d e 19 0 
jein müſſen; hier werden ſie eine Ric 1 
ei ihre Werke finden“ (Rönneke a. a. O. S. XI). 
5 la 1 endlich 1 5 den Syllabus in dem . 
vom 19. März 1903 den „Prüfſtein unſerer Zeit b 5 
unterſchieden wird, was mit der katholiſchen Wahrheit ee Bi 7910 
ihr widerſpricht“ und bedauerte höchlich, daß einige katholiſche A 1 15 
gewagt hätten, „die Kraft und Autorität dieſes ſehr wichtigen N a ; 
verwegen zu vermindern oder zu bejeitigen (Goetz a. a. O. 5 1000 
auch Hoensbroech, Der Syllabus, ſeine Autorität und . 15 
Selbſt wenn man dieſen Außerungen gegenüber die deutlich 9 10 
Gehorſam fordern, betonen wollte, der Syllabus ur 10 se 15 
Entſcheidun erlaſſen, ſo macht das doch für die Wertung 


des Syllabus als Proͤgrammſchrift in 1 eltherxrſchafts⸗ 
beſtrebungen nicht das geringſte aus. Ob und wieweit de 5 
a iſt, die Syllabusſätze zur Richtſchnur ſeines Handelns zu 


machen, kann uns gleichgültig ſein gegenüber der Tatſache, daß die offizielle 
Kirche hier klipp und klar und ohne Um | 
Staat und Geſellſchaft ſtellt. 


re 


Aan verlangt im Sylabus — um nur einige der wichtigften Punkte 
herauszuh | 


eben — die Anerkennung der katholiſchen Religion als allein⸗ 
berechtigter Staatsreligion unter Ausſchluß aller anderen Kulte (Satz 77 
— 79), verwirft dementſprechend die Religionsfreiheit und predigt den 
Glaubenszwang (Satz 15—18) mit ſeinen äußerſten Konſequenzen: 
Inquiſition und Strafgewalt über die Ketzer (Satz 24 in Verbindung mit 
Satz 21); es beanſprucht ferner nicht nur völlige Unabhängigkeit der Kirche 
vom Staat (Satz 19), ſondern auch Unterordnung des Staates unter die 
Kirche (Satz 42 und 43). Daraus ergibt ſich unmittelbar die Verwerfung 
des ſogenannten landesherrlichen Plazet für kirchliche Verfügungen 


(Satz 28) und der Berufung an den Staat wegen Mißbrauchs der kirch⸗ 


lichen Gewalt (Satz 41), ſowie die Forderung der Immunität der Kirche 


und der kirchlichen Perſonen, d. h. deren Befreiung von aller weltlichen 


Gerichtsbarkeit, von Steuern, öffentlichen Laſten und Kriegsdienſt (Satz 30 
— 32). Vor allen Dingen aber erhebt Rom im Syllabus Anſpruch auf 
das geſamte Schulweſen, von der Volksſchule bis zur Univerſität, und 
lehnt insbeſondere das Staatsſchulmonopol, den ſtaatlichen Schulzwang 
und die ſtaatliche Beaufſichtigung des theologiſchen Studiums als un— 
8 DA) desglei verwirft es die Zivilehe, erkennt 

als gültig an und beanſprucht 
das ganze weite Gebiet der Ehegerichtsbarkeit für ſich allein (Satz 65 — 74). 
Nimmt man endlich noch hinzu, daß der Syllabus nur eine römiſch ab- 
geſtempelte Wiſſenſchaft gelten läßt (Satz 8—14, 22 
| n U beipflichten müſſen: 


D J , 

wenigſtens wiſſen — durch Rom ſelbſt. Wenn trotzdem ſo vielfältig Klagen 

interhaltigkeit und Unzuperläſſigkeit, jo iſt das 
g, der man ſich — 
— über Roms Abſichten hin— 
N Tg»); 9 n, die berufsmäßig mit Rom 
zu tun haben, ſo wenig über Roms eigentliche Ziele unterrichtet ſein 
ſollten, wie es manchmal — nach den Unbegreiflichkeiten unſerer Kirchen- 
politik zu urteilen — den Anſchein hat, iſt doch nicht anzunehmen. Es 
will mir vielmehr ſcheinen, als ob die Auffaſſung Niebuhrs von der 
„ſinkenden Macht des Papſttums“, der man den herkömmlichen Kurialſtil 
getroſt zugute halten dürfe, auch heute noch vielfach als eine unglückſelige 
Erbſchaft in Diplomatenköpfen herumſpukt. Vgl. Nippolds Handbuch der 
neueſten Kirchengeſchichte, Elberfeld 1883, Bd. 2, §46, dazu beſonders 
im literariſch⸗kritiſchen Anhang S. 834 ff., wo der verhängnisvolle Irrtum 
Niebuhrs vortrefflich gekennzeichnet wird, wenn es u. a. heißt: „Über der 
zwar äußerlich wiederhergeſtellten, aber von Anbeginn tief erſchütterten 


weltlichen Macht wurde die Bedeutung der geiſtlichen derart überſehen, | 


daß ſelbſt ein Ranke den Diplomaten in dieſem Grundirrtum nach— 


ieee 


folgte. . . . Ebenſo ſchien ihm (Niebuhr) ein Vertrag mit zweideutigen 
oder N ja: der Unterhändler der Kurie 1 
heimlich (wohl mündlich?) die Nichtausführung der bedenklichen 9 
verſprach. So galt ihm ſogar die geiſtliche Gerichtsbarke 

geltenden Kirchenſatzun en“ für ganz unverfänglich. 


| et 8 n 
Der ſbe Geri arkei usdehnung der geiſtlichen Gerichtsbar⸗ 
telt ni 977 bürgerliche Gebiet, Strafbarkeit der Ketzer und Ungültigkeit 
der von der Kirche nicht anerkannten Ehen und Eheſcheidungen, 98 
und Bücherverbot, unbeſtrittene Vermehrung der Güter der 1 ya 
und volle Abhängigkeit der Schule vom Klerus en: überhaupt 2 es, a 
die Kurie in ihrem Intereſſe verlangte, erſchienen Niebuhr wohl gar a 
die beſten Heilmittel des Staates gegen die Revolution. ne 115 
Vielleicht iſt's auch die ganze Ungeheuerlichkeit der e en | 
ſprüche, die nüchterne Realpolitiker öfter, als gut iſt, dazu „ 
mit einem verächtlichen Achſelzucken über ſie, als nicht ernf une) 
hinwegzuſetzen. Aber es gibt nichts Verkehrteres, als das. 


DEN Re er nimmk es durchaus e fanmkt. „ 
hält es an ſeinen Zielen feſt und wird nicht müde, ſie, wo es irgend angeht, 
zu e ganze Geſchichte der katholiſchen e 
des 19. Jahrhunderts iſt im Grunde nichts anderes als eine 15 15 
der ſchrittweiſen Verwirklichung ihrer maßloſen 1 ” 135 
Nom in ſeinem Kampf um die Weltherrſchaft während es verg 2 65 
Yahrhunderts manche Schlappe erlitten, aber wer das Rom am 175 
des 19. Jahrhunderts mit dem des beginnenden 20. Jahrhunderts 5 105 
muß doch, wenn er nicht völlig mit Blindheit geſchlagen 176 b 1 
es durch alle einzelnen Niederlagen hindurch in manchen 5 0 ern Ina 
giel merklich näher gekommen iſt. Und dieſe jeine Erfolge verdankt 
N | Ani iſ mit der es allezeit ſein 
Nom in erſter Linie der eiſernen Konſequenz, 1 1 
letztes Ziel im Auge behalten hat, um ſo der vielfach 5 0 1 1 
ſatzloſen, von der Hand in den Mund lebenden Kirchenpoliti er einz 
Staaten ein wertvolles Beuteſtück nach dem andern abzuringen. f 
Das 19. Jahrhundert iſt ja — kirchenpolitiſch 1 1 115 u 
eigentlich die Zeit der Konfordate. Und hier haben wir 15 5 N 8 Ani 
dem Rom feine glänzendſten Siege erfochten hat. Gewiß, die % ln 
ira iſt — hoffentlich für immer! — vorbei, obwohl noch eine ganz 1 
von Konkordaten in Kraf Dennoch kann uns cet er 
ſuchung der einzelnen von Rom abgeſchloſſenen Konkordate zu le 
Erkenntnis von Roms Zielen weſentliche Dienſte 1 100 
Hinſicht: Einmal kann man aus dieſen Konkordaten, zumal aus 


5 f 5 K f irche im 19. Jahr⸗ 

Val. Sell, Die Entwickelung der katholiſchen Kirche im ö 
K 1898; Nippold, Handbuch der neueſten Kirchengeſchichte, 
3, Aufl., Elberfeld 1883, Bd. 2. 


ee, 


ſtrengkatholiſchen Staaten abgeſchloſſenen, erſehen, was Rom da, wo es 


die Macht dazu hat, durchzuſetzen entſchloſſen iſt. Sodann aber lehren ſie 


uns mit aller nur wünſchenswerten Deutlichkeit, daß Roms Anſprüche nicht | 


bloß, wie man uns jo gern glauben machen möchte, theoretiſchen Wert 
haben, ſondern, daß ſie dazu beſtimmt ſind, in die Praxis umgeſetzt zu 
werden, und zum guten Teil auch vielfach praktiſch wirkſam geworden find. 


2. Roms Ziele in der Praxis (beſonders in ſeinen Konkordaten). 


Schon allein die Tatſache, daß es Rom gelungen iſt, im Laufe des 
19. Jahrhunderts faſt mit allen Kulturſtaaten, in denen überhaupt fatho- 
liſche Kirchen vorhanden waren, Konkordate zu ſchließen, bedeutet einen 
ſtarken Erfolg der römiſchen Anſprüche. Es liegt darin ſeitens des Staates 


die Anerkennung der Kirche als einer gleichberechtigten Macht, mit der ein 
Vertragsverhältnis einzugehen auch der ſeiner Macht wie ni be⸗ 
wußte Staat nicht für unter ſeiner Wü ö Denn beitet 


iſt ſeiner Form nach ein 
geſtellten Kontrahenten, di 
Vereinbarungen treffen. 
Staate zum mindeſten al 


zwiſchen zwei gleich: 

Anſprüche des einen an den andern 

ſteht alſo beim Konkordatsſchluß dem 
f N 


7 


5 ebenbürtige Partnerin ui ſage: 
um mindeſten“, denn in Wirklichkeit ſie ; 
Rom hat die günſtige Lage, in die es durch das Entgegenkommen 


er einzelnen Staaten gelangt war, gründlich auszubeuten verſtanden. 
Kaum ſah es ſich als vertragſchließende Macht anerkannt, als es auch ſchon 
hinſichtlich der Verpflichtungskraft der einzelnen Verträge einen großen 
Unterſchied zwiſchen ſich und dem Staate ſtabilierte. Dem Staate follte 
es danach in keiner Weiſe geſtattet ſein, einſeitig von dem einmal ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage zurückzutreten (Satz 43 des Syllabus); die Kirche 
dagegen nimmt für ſich das Recht in Anſpruch, unter veränderten Um— 
ſtänden die Verbindlichkeit des Konkordatsvertrags einfach aufzuheben. 
„Alle [katholiſchen Schriftſtellerf ſtimmen darin überein“ — jo ſchreibt der 
Kölner Generalvikar Dr. Kreutzwald im Staatslexikon III, 670 — „daß 
der Vertrag [zwiſchen Staat und Kirche] die ſtillſchweigende Klauſel: 
„rebus sic stantibus“ enthält, daß ſomit die Kir che nicht bloß 
berechtigt, ſondern verpflichtet wäre, die gemach— 
ten Konzeſſionen zu widerrufen, ſobald dieſelben dem 
Seelenheile der Gläubigen zum Nachteil gereichen würden.“ Danach iſt 
alſo von einem Vertrag im eigentlichen Sinne überhaupt nicht mehr die 
Rede, und die konſequenten Vertreter des römiſchen Syſtems, denen ſich 
Pius IX. in ſeinem Breve vom 19. Juni 1872 vorbehaltlos anſchließt, 


1) Vgl. J. Fr. Schulte, Das kathol. Kirchenrecht, 1. Teil, Gießen 1860; 
Friedberg, Lehrbuch des kathol. u. evang. Kirchenrechts, 4. Aufl., Leipzig 
1895; Hoensbroech, Der Syllabus, ſeine Autorität u. Tragweite, S. 98 ff.; 
derſ., Modern. Staat u. röm. Kirche, S. 122 ff.; Kreutzwald, „Konkordate“ 
im Staatslexikon der Görresgeſellſchaft; Mirbt, Konkordate u. Zirkum⸗ 
ſkriptionsbullen in Haucks Realenzytlop. 3. Aufl. Bd. 10. 


gaben durchaus recht, wenn ſie an Stelle dieſer „ 1 
Iheorie über die Konkordate die Privilegientheorie ſetzen. enn da 
Kirche das iſt die Meinung — über dem Staat fteht, jo kann zwiſchen 


ihnen als zwei nicht gleichberechtigten Partnern auch kein wahrer Vertrag 
de fontinen. Die Konkordate ſind darum nur Indulte, 55 
Urtoklegien, die die Kirche dem Staat „als Zeichen e Woh a 15 
der Kirche“ (Wernz S. J., Jus Decret. I, 222) auf ſein ee ei , 
aber natürlich jederzeit wieder zurücknehmen kann. Der 1 | agegen 
bleibt dadurch unter allen Umſtänden gebunden, ſelbſt wenn die irche ie 
im erteilten Privilegien zurückgenommen hat, da er zu dem, was er I 
dem Konkordat verſprochen hat, als Untertan der Kirche Sei 1 
pflichtet iſt (vgl. 0 aus katholiſchen Schriftſtellern 
in dieſer Frage a. a. O. S. 3. | | 
Dieter Theorie entſprechen denn auch die von Pius IX. und 9 900 
abaejchloffenen Konkordate ) in jeder Beziehung, nach Ba 101 N 
g ſei hier zunächſt nur erinnert an die in den meiſten . 710 5 
wiederkehrenden Phraſen: Seine Heiligkeit gejtattet mit Rü ſch 10 
ole Zeitverhältniſſe, Der heilige Stuhl ver hinde 15 1 55 0 
Ummtezu (permittit, haud impedit, consentit) u. derg 5 ale 
dem Konkordat mit Ecuador vom Jahre 1881 begegnet uns in 15 50 
ſogar die köſtliche Wendung: „Mit Rückſicht auf die 0 | 5 
itte der Regierung von Ecuador en, uberni 
petitione) hindert der heilige Stuhl es . Ar 15 
und das Inhaltsverzeichnis fügt unter causae e 99 1 
ſtändnis hinzu, das, was der hl. Stuhl hier nicht verhinder „ge ch Matt 
jeinev „gütigen Erlaubnis“ (benigna e ib 
auch noch in dem Nachtragskonkordat mit Columbia vom Jahre 1 N 
ec in Art.2 ganz ähnlich nach Anführung von mancherlei 6 AR 
den hl. Stuhl zu feiner ungewöhnlichen Nachgiebigkeit beſtimm haben: 


ſprechend verhält. 


der Völker zu ſein. | | 


1) Sammlungen der Konkordate von Vincentio Nuſſi, . 1 
vobus ecclesiastieis inter S. sedem et civilem potestatem variıs 0 1 0 a 
collectione Romana. Mainz 1870. Für die unter Leo XIII. e 1 17 
fordate: Conventiones de rebus ecclesiastieis etc. sub ponti 160 a 05 
eonis PP. XIII. usque ad diem 7. Nov. 1893. Romae, ex typographi. 


cana. 1893. 


„ icht ab, daß; non abnuit, quominus). 
55 u in es alſe 1 1 Staat nimmt demütig und 1 
aus der Hand der Kirche hin, was ſie in ihrer hohen 0 er 
Konzeſſionen zu erteilen für gut findet. Was er erreicht, ſin 10 1 
Privilegien, deren er leicht verluſtig gehen kann, wenn er ſich 


Ind in Die] ichen Haltunk | ne Staaten, hat ſogar 
Und in diefer anmaßlichen Haltung haben moderne Staaten, i 
Oſterreich die römiſche Kurie beſtärkt. Denn die Annahme der jo ge⸗ 
ſalteten Konkordate durch die einzelnen Staaten bedeutet doch 19 67 11 5 
und nicht weniger als die Anerkennung des Anſpruchs Roms, die Gebieterin 
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Aber vielleicht hat man ſtaatlicherſeits auch in dieſen hochtrabenden 
Wendungen nur die herkömmliche Kurialſprache geſehen, die an den An- 


ſprüchen auf Alleinberechtigung — wie Niebuhr ſich ausdrückte — für alle 


Zukunft feſthalte, die man aber mit in Kauf nehmen müſſe, wenn man 
Ungemein bezeichnend iſt die Auße⸗ 
rung Niebuhrs in ſeinem Bericht an die preußiſche Regierung über die 
von Weſſenberg der Kurie gegenüber bewieſene Feſtigkeit, wodurch dieſer 


bei der Kurie etwas erreichen wolle. 


ſeine Sache ſelber verdorben habe: „Hier denkt man immer nur daran, 


die Form zu retten, für die man gern das Weſen hingibt, aber auch 


wagt“ (bei Nippold a. a. O. Bd. II, S. 575). 

Das iſt zwar ein handgreiflicher Unſinn, den allein ſchon ein Blick 
auf die Geſchichte des Papſttums im Mittelalter für jeden Kenner außer 
Frage ſtellt; denn dieſe Geſchichte iſt ja im Grunde nichts anderes, als ein 
unermüdliches Geltendmachen der höchſten, zum größten Teil 
„bis eben dieſe Anſprüche derart 
in das Be ei d waren, als die ſelbſtverſtändlichſte 
Sache von der Welt, daß Rom der Sieg ſchließlich von ſelbſt in den Schoß 
fiel. Aber immerhin, nehmen wir an, die Niebuhrſche Anweiſung für den 
Umgang mit Rom ſei die richtige, dann müßte dieſen Zugeſtändniſſen der 
einzelnen Staaten in formaler Hinſicht, von denen die Konkordate voll ſind, 
doch jedenfalls zum mindeſten ein bedeutender ſachlicher Erfolg ſtaatlicher— 
ſeits gegenüberſtehen. 

Wie iſt es damit? Sehen wir uns die Konkordate Pius' IX. und 
Leos XIII. daraufhin einmal etwas näher an. Dabei laſſen wir die 
mit den ſüddeutſchen Staaten (Baden, Württemberg, Heſſen) geſchloſſenen 
Konkordate außer Anſatz, da fie einmal an dem Widerſtand der Stände 

zuletzt doch noch geſcheitert ſind, ſodann aber auch deutlich erkennen laſſen, 
daß dieſe Staaten mit ſtarker proteſtantiſcher Bevölkerung — Württem⸗ 
berg und Heſſen waren ja zu zwei Dritteln evangeliſch — doch immerhin 
eine etwas gelindere Behandlung forderten. Auch liegt uns ja in erſter 
Linie daran, eine Vorſtellung zu bekommen von dem, was Rom in Staaten, 
wo es das Heft ganz in Händen hat, durchzuſetzen gewillt und imſtande iſt. 
Das aber waren um die Mitte des 19. Jahrhunderts — zum Teil ſind 
fie es noch — Oſterreich, Spanien, Portugal, ſowie vor allem die zentral⸗ 
und ſüdamerikaniſchen Republiken. Wir beſchränken darum unſere Unter: 
ſuchung im weſentlichen auf die mit dieſen Staaten abgeſchloſſenen Konkor— 
date, die im übrigen faſt alle über einen Leiſten geſchlagen find, alſo auch 
ſchon aus dieſem Grunde als der normale Ausdruck deſſen gelten dürfen, 
was Rom überall als ſein gutes Recht in Anſpruch nimmt und, wo es 
kann, auch durchſetzt. Daß das öſterreichiſche Konkordat von der Regierung 
1870 infolge der Proklamierung der päpſtlichen Unfehlbarkeit gekündigt 
wurde, beweiſt wohl, daß auch ſtrengkatholiſche Staaten ſchließlich einmal 
die Konkordate als unerträgliche Feſſeln empfinden; Roms Tendenzen 
werden dadurch aber natürlich nicht geändert, und welche Macht die katho⸗ 
liſche Kirche in dieſen beiden Ländern noch hat, iſt bekannt. 

Es kommen demnach für uns in Frage: 1. das Konkordat mit d ſter⸗ 


4 
1 
7 
1 
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eich vom 18. Auguſt 1855 (bei Nuſſi a. a. O. S. 310—18) 2. das 
kant 0 e oc 25. Auguſt 1859 (Nuſſi , 
das auf das Konkordak vom 16. März 1851 (Nuſſi S. 19 1 5 „ 
geht; 3. das Konkordat mit Portug al von 1857 (Nuſſi 5 905 ö 
4. die Konkordate mit: Coſtarica 1853 (Ruſſi S. 9 di 
Guatemala 1853 (Ruſſi S.303—9); Nica va gua 1862 ( un 
5, 36167); San Salvadore 1863 (Nuſſi S. „ a N: 
duras 1863 (übereinſtimmend mit Guatemala, außer 1 7 
S. 349); Haiti 1860 (Nuſſi S. 346— 48); Ecuador an ( uſſi 
S. 349—56), aufgehoben 1878, erneuert 1881 („nova versie „ 
concordati, in den Conventiones de rebus ecclesiasticis . re 195 
Pontificatu Leonis XIII., S. 1— 13, nebjt- conventio additionalis N 
substitutione seu conversione decimarum von 1890, S. Ir 19 
Venezuela 1862 (Nuſſi S. 356 — 61); Columbia 1887 . 1 
Conventiones .... initae sub Pontificatu Leonis XIII. S. 75— 85, 15 
conventio additionalis de foro ecclesiastico, de coemeterls, de 100 iS 
quibus cives censentur 1892, S. 86— 92). Sonſt verdienen . ieſer 
Sammlung Beachtung die Pacta adstipulata cum Gubernio N 
(Vertrag mit der engliſchen Regierung) über Malta vom dre 
(S. 95107), auf die gegebenenorts zurückzukommen ſein wir . 5 
Der erſte und wichtigſte Punkt, der in jedem Konkordat 1 ae 
betrifft die grundſätzliche Stellung der 0 in 0 
Kirche in Staat und Geſellſchaft, beſonders auch den An er 9 1 
gegenüber. Und da hat Rom es faſt überall erreicht, daß 1 atho 115 
Kirche als Staatsreligion offiziell anerkannt iſt: „Die e ende 
liſche römiſche Religion iſt die Staatsreligion und ſoll ſtets e 
erhalten bleiben mit allen Rechten und Vorrechten, die ihr ihnlich N 
Geſetz und den kanoniſchen Satzungen men? ſo oder 1105 a 1 
ſtets der erſte Artikel der verſchiedene 4 Die en ! 
Faſſung des öſterreichiſchen Konkordats, in dem die erſte Hälf 5 1 7 
mit der Erklärung des Katholizismus zur Staatsreligion, fehlt, 0 N 95 
über der folgenden Zuſicherung, daß „die römiſche Kirche ” u 1 
und in allen ſeinen Teilen unverletzt erhalten bleiben ſo MN 140 
Rechten und Vorrechten uſw.“, vollkommen bedeutungslo 1 } 
zu den Vorrechten Roms gehört eben nach dem kanoniſchen Ka ; u 
nicht die Alleinherrſchaft, jo doch mindeſtens die gründliche 1 e 
der römiſchen Kirche. So iſt denn auch Pius IX. nicht mü a en 
immer und überall zuerſt darauf zu dringen, daß die römiſche Kirche 111 
allen Umſtänden als die Staatsreligion anerkannt werde, 1 e 100 
wie es Pius VII. vor ihm in ſeinen Konkordatsverhan 1 101 
Napoleon I., und Leo XIII. nach ihm getan hat. Ja, dieſer ha 


5 i ica: igio catholica apostolica romana 
Z. B. Im Konkordat mit Coſtarica: 1. Religio ca A 
est ee = Costaricensi 1 100 atque u. Se ER Ron 
abitur cum omnibus iuribus et praerogaticis; duldu 88. 11 
eto pollere debet (Nuſſi S. 298). Ebenſo bei Guatemala (Nuſſi S. 303) u. a 


„ 


vor wenig mehr als 20 Jahren in dem Konkordat mit Columbia eine 


weſentliche Verſchärfung dieſer grundlegenden Beſtimmung durchgeſetzt. 


Es heißt da nämlich im Anſchluß an den einleitenden Satz von dem 
Katholizismus als Staatsreligion: „Die öffentliche Gewalt erkennt die— 
ſelbe gleichſam als weſentliches Element der Ge⸗ 
ſellſchaftsordn ung an und verpflichtet ſich, ihr wie ihren 
Dienern ihre Hilfe und ihren Schutz angedeihen zu laſſen uſw.)) Aber 
auch das iſt Rom nicht genug. Sein Ziel iſt die Ausſchließung jedes 
anderen Kultus aus dem von ihm beherrſchten Staatsgebiet. Und ſelbſt 
das iſt ihm mehrfach gelungen. Das ſpaniſche Konkordat von 1851 hebt 
alſo an: „Die katholiſche apoſtoliſche römische Religion, die mit Aus- 
ſchluß jedes anderen Kultus die alleinige Religion des 
ſpaniſchen Volkes iſt, ſoll ſtets erhalten bleiben uſw.“ (Nuſſi S. 281). 
Und das Konkordat mit Ecuador fügt auch noch in ſeiner neuen Geſtalt 
vom Jahre 1881, genau ebenſo wie 20 Jahre früher, dem ſonſt üblichen 
einleitenden Satze, in dem übrigens der Katholizismus ausdrücklich für 
die einzige (unica) Religion des Staates erklärt wird, die Be— 
merkung hinzu: „Deshalb kann im Staate Ecuador niemals ein anderer 
Kultus oder eine Geſellſchaft, die von der Kirche verdammt iſt, geſtattet 
werden.“?) In vollem Einklang damit b Ste 
rundgeſetz von dor, 
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9 orbech, Oderner ; 104). 
Zei einer ſolchen noch bis in die neueſte Zeit auch von dem „Friedens— 
papf er Leo XIII. betätigten Geſinnung darf es uns nicht wundern, daß 
die ſpaniſchen Biſchöfe, der päpſtliche Nuntius in Madrid und zuletzt auch 
Pius IX. ſelbſt im Jahre 1875 aufs heftigſte gegen den 8 2 des Artikels 11 
der neuen ſpaniſchen Verfaſſung proteſtierten, weil dieſer 82 auch den 
Andersgläubigen die Ausübung ihres Kultus geſtattete, obwohl in §1 die 
katholiſche Religion ausdrücklich als Staatsreligion anerkannt war. Der 
Papſt verlangte, daß die katholiſche Religion in 
Spanien die alleinige unter Ausſchluß aller ande— 
renchriſtlichen Kulte bleibe, und ſah bereits als Folge dieſer 
vom Staate beabſichtigten unzeitigen Duldſamkeit den Irrtum ſich aus— 
breiten, ſchwere Verfolgung über die katholiſche Kirche hereinbrechen und 
eine Unzahl von Übeln ſich über das unglückliche Spanien ergießen. Da 
wird man es allerdings verſtändlich finden, daß der junge König 
Alfons XIII. noch im Jahre 1905 in dem Bau einer proteſtantiſchen 
Kapelle zu Barcelona „einen neuen Anſchlag gegen den Glauben unſerer 


1) „. .. .. publica potestas eamdem agnoseit tamquam essentiale elementum 
quo societatis ordo constat, seseque obstringit cam, prout etiam eiusdem admi- 
nistros, patrocinio suo iuvare, ac tutari . . . .* (Conventiones S. 757 

2) Quocirca in Aequatoris Republica nunquam permitti poterit alius cultus 
vel societas, quae fuerit damnata ab Ecelesia (Nuſſi S. 350, Conventiones ©. 2). 


N 


Bu 


later und die Religion des Staates“ erblicken und ſogar mit ſeinen 
Miniſtern über die zweckmäßigſten Mittel zur Beſeitigung eines 1 
„Mißbrauchs“ beraten konnte (vgl. Die Kirchenpolitik der Hohenzollern 
von einem Deutſchen, Frankfurt a. M. 1906, S. 315 ff.). f | 
Zelbſtverſtändlich haben die einzelnen Staaten demzufolge ihre ge⸗ 
amten Machtmittel der Kirche zur Verfügung zu ſtellen nicht nur zur 
Asbreitung der katholiſchen Religion unter den Heiden, ſondern 8 Au 
Welehrung der Andersgläubigen und zur Unterdrückung „glaubensfein 5 
licher“ Beſtrebungen. In allen Konkordaten 0 findet ji) die e 
daß die Regierung verpflichtet iſt, „alle geeigneten Hilfsmittel zur en 
breitung des Glaubens“ darzubieten, und zwar ſowohl allgemein „zur Des 
ſehrung der im Staatsgebiet vorhandenen Ungläubigen“, wie auch 0 
beſonderen „zur Einrichtung und Förderung der heiligen 1 15 
deren Objekt nach römiſcher Auffaſſung bekanntlich auch die 15 55 1 
gelten. Ja, Venezuela übernimmt in Artikel 26 dieſe ganze er ei h 
Einfachheit halber lieber gleich ſelbſt von Staats wegen: „Die 9 ag 19 
von Venezuela wird auf jede mögliche Weiſe (omnibus 5 5 Ne 
noterit modis) für die Bekehrung zum katholiſch en A i 
dle chriſtliche „ der bisher noch im Staatsgebiet le 
Ungläubigen ſorgen.“? u . 
In Artikel 6 des neuen Konkordats mit Ecuador aber heißt 68: 1 
egierung von Ecuador wird mit ihrem wirkſamen i, ir 
Niichöfen jegliche Hilfe gewähren, wenn ſolche von ihnen begehr A 
und zumal wenn ſie der Gottloſigkeit der Men) a 
entgegentreten müſſen, die die Gläubigen e 
rücken und ihre Sitten zu verderben ſuchen 5 as 
fidelium animos pervertere eorumque MOFES corrumpere vonentul 1 
ventiones S. 4). Es bedarf wohl kaum des beſonderen Hinweiſes Wee 
daß das in erſter Linie natürlich wieder auf den 1 ei 
ift, der ja nach der Caniſius⸗Enzyklika Leos XIII. vom 15 i Bu 
bekanntlich die äußerſte Sittenverderbnis gezeitigt hat und nach der ; 
Einheitskatechismus Pius’ X. überhaupt nichts anderes iſt als a 1 
aller Irrlehren, die vor ihr waren, nach ihr geweſen ſind und 3 0 
noch entſtehen können, um die S eelen zu v erde rben ur . 
So iſt alſo die Kirche in dieſen Konkordatsſtaaten eee N 
unumſchränkte Herrin, und die Staatsgewalt iſt ihr Büttel. Von 117 
welchen Hoheitsrechten des Staates über die N 0 f 
natürlich nicht mehr die Rede. Das ſogenannte Plazet oder Exe⸗ 
3.9 ſtaric 21: Gubernium R. C. opportuna praebebit subsidia 
au e al inttdeum in suo territorio existentium nn 
procurandam et omnem praestabit favorem institutioni et A 5 b 
\lissionum (Nuſſi S. 302), ebenſo Guatemala (Nuſſi S. 308F.), ſchärfer Ecuador: G. 


igati ingi (Nuſſi S. 355). Ä 
\eau. obligatione se constringit ete (N \ „ 
N 2) ara perget . . . . conversionem ad fidem catholicam et e 
Curistianam infidelium, qui in territorio Reipublicae adhuc commorantur (bei 


Nuſſi S. 360). 


aber, d. h. die Befugnis des Staates, kirchliche Erlaſſe und Kund— 
gebungen zu prüfen und gegebenenfalls ihre Veröffentlichung zu verbieten, 
wird ſelbſtverſtändlich überall kurzerhand beſeitigt. Desgleichen die ſo— 
genannte appellatio ab abusu, d. h. die Berufung der einzelnen 
Staatsbürger an den Staat gegen den Mißbrauch der kirchlichen Gewalt. 
„Da der Römische Pontifex nach göttlichem Rechte den Primat der Ehre 
und der Jurisdiktion über die geſamte Kirche in vollem Umfange inne hat, 


ſollen Biſchöfe, Klerus und it dem apoſtoliſchen Stuhl ver— 
kehren“, heißt es in „) und das von Ecuador fügt 
auch in ſeiner neuen Faſſung 2) no hinzu, daß keine bürgerliche Gewalt 


den Klerus in der freien und vollen Ausübung dieſes Verkehrs durch 
Vorſchrift des Exequatur hindern dürfe. Dies in Artikel 5, während 
Artikel 7 die Berufungen von den Urteilsſprüchen der Ordinarien an 
die weltliche Gewalt einfach abſchafft (abolentur appellationes uſw., 
Gonv. S. 4). Übrigens wird in beiden Konkordaten mit Ecuador, dem 
neuen ſo gut wie dem alten, auch der Treueid des Biſchofs gegen die 
konſtitutionelle Regierung, der ſonſt wenigſtens — wenn auch mit einiger 
Zurückhaltung ) — geſtattet iſt, mit Stillſchweigen übergangen, alſo 
augenſcheinlich für überflüſſig gehalten. 

Man mag ja nun den tatſächlichen Wert der ſo geltend gemachten 
ſtaatlichen Kirchenhoheit äußerſt gering einſchätzen, da Rom ohne Zweifel 
alle dieſe ihm etwa hinderlichen Beſtimmungen mit Leichtigkeit umgehen 
könnte. In Bayern ſucht es ja neuerdings geradezu etwas darin, ſich 
über das dort noch beſtehende Plazet hinwegzuͤſetzen, und es wäre dort 
bei der Schwäche der Regierung Rom gegenüber für die Staatsautorität 
ſicher beſſer, das Plazet exiſtierte überhaupt nicht. Ja, man mag der 
Auffaſſung Bismarcks, der die appellatio ab abusu einen „Degenſtich 
ins Waſſer“ nannte, bis zu einem gewiſſen Grade zuſtimmen. Dennoch 
wird man ſich dem Gewicht der Gründe, die für die Aufrechterhaltung 
dieſer Attribute der ſtaatlichen Kirchenhoheit geltend zu machen ſind, nicht 
gut entziehen können. Man muß nur ſcheiden zwiſchen rein religiöſen 
und politiſchen Kundgebungen 5 und ſollte ſich doch 
kirchenpolitiſchen Erlaſſen der die für 
Millionen Menſchen maßgebend, ja im iſſen bindend ſiftd, allzu leicht 
zu nehmen. Daß aber vollends der Staat bei der Anmaßung Roms gerade 
heutzutage gar leicht in die Lage kommen kann, ſeine Bürger gegen Über— 
griffe Roms ſchützen zu müſſen, liegt zu ſehr auf der Hand, als daß es 
beſonderer Ausführungen bedürfte. Gerade einer Macht wie Rom gegen- 


1) S. Venezuela (Nuſſi S. 357), Ecuador (S. 351), Nicaragua (S. 362), 
San Salvadore (S. 368), Guatemala (S. 304), Coſtarica (S. 298) uſw. 

2) Itaque nulla civilis auctoritas poterit unquam ullo modo hoc liberum 
plenumque commemoratae communicationis exereitium impedire cogendo Episcopos 
etc. uti Gubernii opera ut in eorum necessitatibus Sanctam Sedem adeant aut 
subiüciendo Apostolicas eiusdem Sedis Literas et Rescripta Gubernii veniae vulgo 
Exequatur (Conventiones ©. 3), 

3) Coſtarica: Sanctitas Sua assentitur sequens iuramentum ab Episcopo 
0... praestari posse (Nuſſi S. 302). 


üten, es mit den 


Dias A WIR EMU 
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(ber, die jo eiferſüchtig über ihren Prärogativen wacht und grundſätzlich 
nr iR N 1 angemaßten Anſprüche preiszugeben ge⸗ 
willt iſt, darf ſich ein Staat, der auf ſeine Würde etwas hält, nicht das 
Heri eben. | 

| ner Pl iſt ja in den Konkordatsſtaaten überhaupt nicht zu denken. 
Die Kirchenhoheit des Staates iſt, wie die Civilta Cattolica am 3. April 
1869 vom Plgzet | akrilegiſche 
Uſurpation“. 


ie 

fäbhängig. iſt die heiligſte Pflicht der einzelnen Staaten, 
900 Kirche vollkommene e und Unabhängigkeit im ee 
zu gewährleiſten, ſowie alle möglichen Hinderniſſe, die ihr in Ausü ei 
Diejes ihres Amtes in den Weg treten könnten, zu Be „ 0 
latholiſche Kirche genießt volle und unverletzliche Freiheit und Una bench 
leit von der politiſchen Gewalt, weshalb dieſe auf jegliche Weiſe | 15 
einzutreten hat, daß jene ihre geiſtliche Autorität und kirchliche Jurisdi ion 
in vollem Umfang frei ausüben und ihre, Angelegenheiten nach 1 0 
eignen Geſetzen ordnen und verwalten könne“ — ſo lautet der 2. Artike 
im Konkordat mit Columbia vom Jahre 1887.) 1 

Was freilich alles zu dieſer Freiheit der Kirche geh 
davon werden ſich die wenigſten eine Vorſtellung machen können. Es 


hört hi altuna der Kirche, ſondern auch 
e 
unbegrenzte Vermehrung der Güter der toten Hand, die geiſtliche Gerichts— 


it ei ießli | | i Anders- 
barkeit einſchließlich der ganzen Ehegerichtsbarkeit, auch über, 
gau I kn der Geiſtlichkeit vom weltlichen Gericht nebſt 
anderen Immunitäten und das Recht auf Errichtung von Klöſtern rein 
nach dem Ermeſſen der Kirche. Aber auch das iſt noch nicht alles. Zur 


Freiheit der Kirche ört auch die des geſamten Schul— 
weſens von a, bis zu 
Zuſammenhang damit das Recht, die 


die Kirche und im 
und Bücher⸗ 
verbot gehörig 


lich wird. 
* Ki 95 alles finden wir denn auch dem Syllabus entſprechend in unſern 


enen 


ee al. € 


immerhin bedenklich ſtimmen dürfte; denn was ſteckt nicht alles in den | 
„jetzt geltenden kanoniſchen Satzungen“? Ein ſtarkes Stück aber ift es 
doch, daß die Kirche ſich jegliches Dreinreden des Staates in ihre Ver⸗ 


waltung energiſch verbittet, während ſie ſich doch gleichzeitig ſeinen Schutz 
gern gefallen läßt, ja, als alleinige Staatsreligion weitgehende Förderung 
ihrer Intereſſen von ihm verlangt und, wie wir geſehen haben, ſelbſt 
ſeine Machtmittel zur Durchführung ihrer Alleinherrſchaft in Anſpruch 
nimmt. Der Staat hat der Kirche zwar nichts zu ſagen, dafür 
aber hat er das angenehme Recht, für ſie zu zahlen. Er hat für 
die kirchlichen Bedürfniſſe aufzukommen und der Kirche ein angemeſſenes 
Einkommen ſicherzuſtellen. Gerade in dieſer Hinſicht enthalten alle ein— 
zelnen Konkordate ſehr genaue und eingehende Beſtimmungen. Ihr Inhalt 
iſt überall weſentlich derſelbe: die Kirche hat das Recht, den Dezem, d. h. 
Kirchenſteuern, zu erheben, und wo dieſe nicht ausreichen, hat der Staat 
den Reſt zuzuſchießen. So heißt es im Konkordat mit Honduras Art. 5: 
„Wenn aber die Zehnten nicht ausreichen zur Aufbringung aller ge— 
nannten Ausgaben, ſo verſpricht die Regierung, jährlich die zur vollen 
Dotierung des Gottesdienſtes und Klerus nötige Summe zuzulegen“ 
( bpromittit se quotannis eam pecuniae vim esse daturum, quae divini 
cultus et cleri dotem plane perficiat, Nuſſi S. 349) Mehrfach 
iſt auch der Dezem abgeſchafft — Venezuela hat darum gebeten (petiit) 
und ausnahmsweiſe auch Erfüllung feiner Bitte erreicht (ob extra- 
ordinaria temporum locorum adiuncta obtinuit, Nuſſi S. 357) — und 


es iſt dann an feine Stelle eine Dotierung der Kirche aus Staatsmitteln 


(ex publico Aerario, uti debitum Status, ebenda) getreten, die für alle 
kirchlichen Bedürfniſſe (Beſoldung des geſamten Klerus, Unterhaltung der 
Seminare und Gotteshäuſer und alle ſonſtigen gottesdienſtlichen Aufwen— 
dungen) ausreichen ſollte.“)) Und das nicht nur für die gegenwärtigen 
Bedürfniſſe der Kirche, ſondern — wie das Konkordat mit Coſtarica aus- 
drücklich hinzufügt — auch für alle zukünftigen: „So oft neue Diözeſen 
errichtet werden, ſoll ebenſo verfahren werden hinſichtlich der Dotierung 
jeder Kirche, jedes Kapitels, Seminars“ uſw. (Nuſſi S. 299). Dabei 
iſt zu beachten, daß die Errichtung neuer Diözeſen lediglich dem heiligen 
Stuhl „in Ausübung feines eigenen Rechtes“ (proprio utens iure) 
zuſteht, wenn dieſer ſich auch gegebenenfalls mit der Staatsregierung ins 
Einvernehmen ſetzen wird (consilia conferet, Coſtarica, Art. 10 und 11, 
bei Nuſſi S. 300, ebenſo Guatemala, S. 306, Ecuador, S. 354). 
Dazu kommt endlich in allen Konkordaten das aufs Entſchiedenſte 
gewahrte Recht der Kirche, nach Belieben und ohne Einſchränkung (auch 
für die verſchiedenen Ordensgeſellſchaften) Eigentum zu erwerben, in 


1) Venezuela, Art. 6 (Nuſſi S. 357), vgl. Coſtarica, Art. 5 (S. 298 f.), Guate⸗ 


mala, Art. 5 u. 6 (S 304f.), Ecuador, Art. 11 (Conv. S. 7), am einfachſten Haiti, 
Art. 3: „II Governo della Republica d' Haiti si obliga di somministrare e di conser 
vare agli Arcivescovati et Vescovati un assegno annuo conveniente sopra i fondi 
del pubblico Tesoro“ (Nuſſi S. 346). | 
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| 10 = „ geſchü erden muß.!) Denn dies Recht iſt 
offen Beſitz fie vom Staate geſchützt wer . 
16, ie Sau ein dec nr, ere (me e 
der Kirche angeborenes göttliches Recht, das ihr MIETE e. - 
athrein 8. 9. a. a. O. II S. 549). Aber es iſt 0 die 8 
(lichen Völker ein recht koſtſpieliges Recht. Auch in 5 17 un 
(ft neuerdings mehrfach Darauf hingewieſen worden, Katholiken Au 
vom der Kirche fleißig genährte e e e 895 katho⸗ 
Kultus mit Stiftungen aller Art zu bedenken, de ö 15 
ichen Völker Hefe Wunden ſchlage 6 e 
tänbigfeit nicht wenig beitrage. In welchem Nabe bier er g 
V 
len im Kultur— und Wirtf afts e en de g 4 0 | | 
de 187079 in dem katholiſchen Niederbayern 75,3 0 1 7 
eee de en 4g deen e def 
and das proteſtantiſche Mittelfranken nur 14,3 % ( i 
entfallen 9179 791 % auf es eee e 0 1 
RN 1 holi | reußen, obwo od 
entſprechend haben die Katholiken in 1889-98 faſt 9 Millionen Mark 
gebpölkerung ausmachten, in den Jahren 7 2 . 
Er; für kirchliche Stiftungen e 1 die 1 9 i 
jr 1 36 Millionen. l n 
zeitraum, nämlich mehr als 806°); in Wirklichkeit 
9 99 ö tfernt dem, was in Wirkl. 
umme entſpricht noch nicht einmal en e a 
N | ein Artikel der Kölniſchen 
der toten Hand zugefloſſen ſein wird. Das macht e O. S. 155) 
f in i Nr. 680 (bei Goetz a. a. O. S. | 
Zeitung vom 29. Juli 1903 in ihrer bt es 30 Erbſchaftsſteuerämter. 
deutlich, wo es heißt: „In Preußen gibt es d 450 000 M 
An einem ie ſeſer Am den im Jahre 1901 run . 
zn einem einzigen dieſer Amter wurden 1 A d Klöſter ver: 
In el 5 N meinden und Klöſter 
an Schenkungen und Erbſchaften 5 5 lich verſteuerte Betrag 
teuert. Wieviel der in der ganzen Monarchie jährlich ve 
Kaas entzieht ſich der Vermutung. Man bedenke, daß von den 0 
wendungen für die Kirche an Ai ee Be 1 er 
nehmigungspflichtig find, deren Wert 3 „ 
a: = 90 19 8 Zuwendungen kommen manche nicht zur 1 
steuerung, namentlich wenn es ſich um nicht genehmigungspflichtige An 
träge handelt, die weitaus die größte Summe aus mach 
15 A ſieht, die katholiſche Kirche hat kein unbedeutendes . 
an dieſem Recht, Eigentum zu erwerben, er 0 en S 155 1 
nergiſch darauf dringt, daß es ihr gewährleiſtet werde. Y. 
duch much Grund, fih, für das in all diefe e ee, 
ſeitens der einzelnen Staaten, wo Konkordate beſtehen, bewieſene u 
Entgegenkommen erkenntlich zu erzeigen. Das tut ſie denn ja 15 J 


1) Coſtarica, Art. 17: „Eeclesia iure pollet novas (Euador 1881, Art 19 
' 2 795 x 1 R % 

RE ' 181 res aut fundationes (Ecuador 1881, Art 

is iusto titulo, eiusque acquisıtae 5 8 nviola- 

fügt hinzu; quas nunc possidet vel in F N i e 18 
1 ie 7 Ecuador, Art. 19: „Bona ecclesıa 038: 
biles“ (Nuſſi S. 301). Ferner . i . g ultate a S. 
line a congregationes pertmentia alienari non poterunt absque facu 

Sede obtenta et Gubernii venia (Conventiones S. 11). 


TT 
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gewiſſen amerikaniſchen Staaten erhält der jeweilige Präſident das 
Vorſchlagsrecht bei Beſetzung kirchlicher Stellen (Coſtarica, Art. 7, 
8 S. 299, desgl. S. 305, 352 f., 357 f.). Allerdings dürfen ſich die von 
ihm Vorgeſchlagenen in keiner Weiſe mit Regiment und Verwaltung der 
Diözeſen, für die ſie vorgeſchlagen ſind, befaſſen, bevor ſie nicht im Beſitz 
des päpſtlichen Einſetzungsbreves ſind (Ecuador, 1881, Art. 12, Con- 
ventiones S. 7). Des weiteren wird dem Präſidenten die Gnade zuteil 
(permittitur), daß ſein Name in dem großen Kirchengebet „nach dem 
Namen Seiner Heiligkeit und dem des Diözeſanbiſchofs“ fürbittend genannt 
wird (Venezuela, Art. 28, S. 360). Und endlich geſtattet (per- 
mittit) der Heilige Stuhl auch, „daß die Perſonen und kirchlichen Güter, 
ebenſo wie die Perſonen und Güter der andern Staatsbürger, zu den 
öffentlichen Abgaben herangezogen werden“ (Ecuador, 1881, Art. 9, Conv. 
S. 6, vgl. auch Nuſſi S. 301, 308, 352, 359). Er tut es freilich ungern, 
wie im Konkordat mit Coſtarica ausdrücklich hervorgehoben wird. Nur 
aus ganz beſonderen Gründen (ob rerum et temporum adiuncta) hat 
ſich der heilige Vater zu dieſer großen Konzeſſion verſtanden. Denn von 
Rechts wegen gebührt der Kirche das Privileg der Steuerfreiheit in vollem 
Umfang. Man wird es daher nur in der Ordnung finden, wenn der 
Papſt dieſe große Vergünſtigung wenigſtens dahin einſchränkt, daß die 
bürgerliche Gewalt ſich mit der geiſtlichen immer erſt ins Einvernehmen 
zu ſetzen und deren Genehmigung nachzuſuchen hat für den Fall, daß hin 
und wieder ein zwangsweiſes Eintreiben der Steuern nötig werden ſollte. 


Die Seminarien, alle unmittelbar für den Gottesdienſt beſtimmten Gegen- 


ſtände, ſowie die Wohltätigkeitsanſtalten (alſo auch die Mehrzahl der 
1 Orden und Kongregationen?) bleiben ſelbſtverſtändlich ſteuer— 
rei. 

Das iſt aber auch faſt das Außerſte, was die Kirche dieſen 
Staaten zugeſtanden hat. In den beiden neueren Konkordaten mit 
Ecuador und Columbia hat Rom allerdings auch noch hinſichtlich der 
geiſtlichen Gerichtsbarkeit dem modernen Zeitgeiſt einige Kon— 
zeſſionen machen müſſen. Aber es hat keinen Zweifel darüber gelaſſen, 
daß es nur widerwillig nachgegeben hat und ſeinen Standpunkt unter 
allen Umſtänden zu wahren gewillt iſt. Nur „auf die Bitte der Regierung“ 
und „unter Berückſichtigung der Umſtände verhindert es nicht“, daß einige 
genau beſtimmte Prozeßſachen der Kleriker — natürlich unter einer Fülle 
von Vorbehalten — vor den weltlichen Gerichten verhandelt werden.?) 


1) Ecuador, Art. 9: „Sancta Sedes permittit, ut personae et ecclesiastica 
bona subiciantur vectigalibus veluti subiciuntur persona et bona aliorum civium 
Aequatoris, ita tamen ut Civilis Auctoritas cum ecclesiastica consilia 
conferat ad obtinendam veniam, quoties necessaria est coactio. Ab huius- 
modi vectigalibus eximuntur Seminaria, bona et res divino culti immediate desti- 
natae et beneficentiae Instituta“ (Nuſſt S. 352); im Konkordat von 1881 nur redak⸗ 
tionelle Abweichungen. 

2) Ecuador (1881), Art. 8: „Verumtamen S. Sedes, attentis eircum- 
stantiis et Aequatoris Gubernii petitione haud impedit, quominus causae 
civiles (und criminales) clericorum. . .. ad civilia tribunalia deferantur“ (Conven- 
tiones ©. 5). 


Jedenfalls aber hat Rom auch für dieſe wenigen Fälle erreicht, daß die 
katholiſchen Geiſtlichen — ſelbſt in Kriminalſachen — eine beſondere 
Stellung vor Gericht einnehmen. 
Das tritt noch deutlicher hervor in dem Konkordat mit Coſtarica. 
Freilich hat man es dieſem Staat doch auch ſchon zugebilligt, daß nicht 
nur Zivilprozeſſe der Kleriker, ſondern ſogar Kriminalfälle, ſo weit 
ſie nicht in Beziehung zur Religion ſtänden, vor das 
weltliche Gericht gebracht werden dürften, letztere in zweiter und dritter 
Inſtanz allerdings nur unter beſonderen Kautelen. Schimpfliche Strafen 
aber ſollten nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Präſidenten vollzogen 
und den Geiſtlichen bei der Verhaftung und während des Strafvollzugs 
mit der ihrem Stande gebührenden Ehrerbietung begegnet werden 
(Coſtarica, Art. 14 und 15, Nuſſi S. 300 f.) — alſo doch auch hier eine 
Ausnahmeſtellung des Klerus vor allen andern Sterblichen! Und auch 
das alles nur „Temporum ratione habita““, d. h. mit Rückſicht auf die 
ſchwierigen Zeitverhältniſſe, alſo nur ſehr bedingterweiſe! Prozeſſe aber 
von Geiſtlichen untereinander ſuchte man, wie in Guatemala, von vorn⸗ 
herein unmöglich zu machen durch die Beſtimmung, daß die weltlichen 
Gerichte überhaupt nicht in die Verhandlung eintreten dürften, bevor die 
beiden Gegner nicht ein Zeugnis über einen von dem Biſchof unter- 
nommenen, aber erfolgloſen Sühneverſuch beigebracht hätten (Guatemala, 
Art. 15). 
= waren jedenfalls Prozeſſe von Geiſtlichen vor dem weltlichen 
Gericht außerordentlich erſchwert. Aber in zwei Staaten iſt es Rom auch 
geglückt, ſeinen Anſpruch auf gänzli ch e Befreiung der Geiſt⸗ 
lichen von der weltlichen Gerichtsbarkeit völlig durch— 
zuſetzen, in Ecuador und Venezuela. | 
Das Konkordat von Ecuador beſtimmt, nachdem es alle Streitfragen 
kirchlicher Art vor das kirchliche Gericht verwieſen hat, kurz und bündig, 
daß auch in Zivil⸗ und Strafſachen der Geiſtlichen ebenſo zu verfahren 
ſei, d. h. daß auch fie einzig und allein (unice) vor das geiſtliche Gericht 
zu bringen ſeien. Die Zivilbehörden aber werden angewieſen, dem von 
den kirchlichen Richtern gefällten Urteil und der verhängten Strafe Geltung 
zu verſchaffen. “) Das iſt allerdings vielfach wohl kaum nötig geworden. 
Dort nämlich, wo die Disziplinargewalt der kirchlichen 
Oberen, wie in Venezuela, Coſtarica, auch Oſterreich u. a., eine ſchier 
unbegrenzte war. So beſtimmt das Konkordat von Venezuela in Art. 21: 
„Da die Ordinarien vollkommen frei ſind in Ausübung ihres Amtes, ſo 
können ſie entſprechend der geltenden und anerkannten Disziplinargewalt 


1) Ecuador, Art. 8: „Omnes ecclesiasticae causae ad tribunalia Ec- 
clesiastica erunt unice deferendae. Idem eritservandum in civilibus causis 
Eeclesiasticorum atque in aliis causis, quae delicta respiciunt com- 
prehensa in poenali Reipublicae codice. In omnibus iudieiis, quae ad 
ecclesiasticos pertinent iudices, civilis Magistratus omnem opem auxiliumque feret 
ut sententiae ac poenae ab ipsis iudicibus latae observentur et executioni man- 
dentur“ (Nuſſi S. 351) Ahnlich Venezuela, Art. 20, S. 359. 


der Kirche die Kleriker, 
von der rechten L 


und was läßt ſich nicht alles darunter begr 
(Nuſſi S. 359). Das 6 


den heiligen Kirchenſatz 


die von den Pflichten des eignen Amtes und 
(a recta vivendi ratione) — 
eifen? — „abweichen, 
ſterreichiſche Konkordat aber führt als 0 
ungen feſtgeſetzten Strafen“, 
„andere dem Biſchof ſelbſt zukommende“ 
in Artikel 11 Einſchließung in Klöſter, 
beſtimmte Häuſer, eben die bekannten P 
fortzufahren: „Ebenſo 
werden, gegen alle 
die kirchlichen Geſetze un 


ebensweiſe“ 


die allerdings noch 
ergänzt werden dürfen, 
Seminare oder beſonders dazu 
rieſterſtrafhäuſer, an, um dann 
ſollen ſie (die Biſchöfe) in keiner Weiſe gehindert 
Gläubigen (in quoscumque fideles), die 
ertreten, mit Strafen (censuris) 


Hier haben wir alſo die Ausde 
Gerichtsbarkeit auch auf d 
wie fie uns auch ſonſt in den Konkorda 
wohl in dem Konkordat mit Ecuador, 
von 1881 es noch feſthält: 
mal Eheſachen 
die Sakramente, 


hnung der geiſtlichen 
as bürgerliche Gebiet, 
ten entgegentritt; am auffälligſten 
das auch in feiner neuen Faffung 
„Alle Streitfragen kirchlicher Art, und z u⸗ 
„ſowie ſolche, die Bezug haben auf den Glauben, 
die Sitten, die heiligen Handlungen, die Pflichten 
die mit dem heiligen Amte zuſammenhängen, 
licher wie ſächlicher Art, gehören vor das kirchliche Gerich 
und allein (unice) vor die 
(Nuſſi S. 300, 351, 359). 

Man darf billig fragen, 
liche Gericht übrig bleibt, da ſi 
dem Glauben und erſt recht d 
wir oben (S. 7) ſahen, nach 
Septennatsangelegenheit „mit 
deutung“ zuſammen. 


ſowohl perſön— 
e eine 
ſes, wie es in den älteren Konkordaten heißt 


was danach noch unbeſtreitbar für das welt- 
ch ſchließlich überall ein Zuſammenhang mit 
en Sitten herſtellen läßt. 
Anſicht Leos XIII. ſelbſt die preußiſche 
Fragen von religiöſer und moraliſcher Be— 
iſt jedenfalls, daß hier 


Hing doch, wie 


Von größter Bedeutung 
auch alle Eheſachen dem kirchlichen Geri 
Die chriſtliche Ehe hat Rom ja ſtets als 
Sie iſt nach dem Staatslexikon der Görresge 
weltliches Rechtsinſtitut, ſondern gehört zu den inneren 
der Kirche“ (II 2, 104). 


ſeine ureigne Domäne für ſich 


Angelegenheiten 
Sie geht alſo den Staat gar nichts an. Dem⸗ 
entſprechend überantwortet eben das Konkordat mit Ecuador, 
mit Venezuela (Art. 19, S. 359), 
barkeit, ohne auch nur ein Wort weit 
das öſterreichiſche Konkordat hat bek 
Dem weltlichen Gericht verblieb hier nur die F 
lichen Wirkungen der Ehe für Ehe 
Zähigkeit Rom dieſe ſeine Grundſätze feſtzuhalten und durchzuf 


ebenſo wie das 
kurzerhand die geſamte Chegerichts- 
er zu verlieren, der Kirche. Und auch 
kel 10 dasſelbe getan. 
eſtſetzung der rein bürger- 
gatten und Kinder. 


anntlich in Arti 


1) Die Stelle iſt wichtig genug, daß ſie es verdient, 
Sie lautet Art. 8: 
matrimoniales, atque illae quae respiciun 
tiones, officia et jura saero ministerio adnexa, t 
ad tribunalia ecclesiastica pertinent (Conventione 


auch noch im Grundtext 
„omnes ecclesiasticae causae et praesertim 
sacramenta, mores, sacras func- 
um personae tam materiae ratione 
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| | dat mit Columbia 
daraus entnehmen, daß auch noch das Konkor 105 
0 9 1887 dieſelbe Teilung 1 1 0 a 
ie kirchliche Autorität hat einzig und allein über Beſtand f 
> 1 erkennen, die Entſcheidung über die bürgerlichen Wirkungen 
bleibt dem weltlichen Richter überlaſſen.) 10 
Das alles gilt aber im Grunde von jeder Che, auch von 5 1 
Ketzer. „Hinſichtlich der kirchlichen Ehegeſetzgebung iſt zu a 0 1 9 
dieſelbe an und für ſich alle e Pi 5 1 
Taufe der kirchlichen Jurisdiktion unterſtehen. „ 1 
12, 110). Darum — ſo wird dort weiter ausgefüh . \ 
nis e falls es wollte, 55 SE 1 oe 
f über die neue Eheſchließungsform unterwerfen. g 
Wen Wilen dazu, die Tridentiniſche 50 der ee 3 
7 ick ü es nu g/ 
teſtanten als Strick über den Hals zu werfen, wo ee 
in der Tat nie gefehlt. Für Ecuador und Venez 0 
9 1 15 15 angeführten allgemeinen Beſtimmung einfach 115 1 
daß auch alle Andersgläubigen der Wee e Ai Ai 01 
n. Anderswo hat Rom wenigſtens ie in katholiſch | 
ee Proteſtanten jeine 8 “en e 1 . 
im Anſchluß an das Konkordat erlaſſene hege. 1 
5 § 43 ausdrücklich beſtimmte, daß das e ne 
richt über die betreffenden Ehen zu nnen habe, e 1 he a 
katholiſch ſei, und wo az te no zwiſchen 
und e Nr eliſche, arme 
feine Eheicheioifft ( 
athplittt 90 wird alſo in Ba 17 e e 
‚ Fherech ritellt (vgl. Hochſtetter, 
noch dem kanoniſchen Eherecht unterſtellt ( eee, e e 
Stellung der Evangeliſchen in Oſterreich, F 1 s Ertl 
Nr. 238; Unger, Prieſterehen und Mönchsehen, 1‘ 7 2 ah 
i | teſtantiſche Regierung von Malte 
in dieſer Beziehung aber hat wohl die pro ie ech dal hoſſch e 
f je 1 f Untertanen, ſofern ſie ſich katholiſch 
geleiſtet, die ihre proteſtantiſchen en, ſofe heſchließungsſorm 
et f och der Tridentiniſchen Eheſch gsf. 
heiraten, einfach unter das Joch g Abholen m He 
e gültige Ehe zwiſchen Katholike 
zwingt, nach der allein eine gültis 0 di Ae 
{ eſchloſſen werden könne. Dafür hat 9 alta | \ 
5 Proteſtanten unter ſich eine gültige Ehe eingehen können, 


ß 


| | ] :clesiasti e respi- 
ia (1887), Art. 19: „Auctoritas ecelesiastica causas, qua 5 
junt Se my a et coniugum cohabitationem, ut ou Da Mi 
daten unice cognoscet, civilibus matrimonii effectibus ad iudicem saec 
remissis“ (Conventiones ©. 8). 1 
en se Malta, wo niemals der Proteſtantismus eine Rolle 1 yon En 
römischen Standpunkt aus ein end eb 1 9 5 10 5 15 1 8 
f der ſeit dem 16. Ih. gemiſchter B | N 
e fit Bedi XIV. (1741), mehrfach zugeſt anden, daß rein i 
und gemiſchte Ehen zu ihrer Gültigkeit nicht der Tridentiniſchen Form ah 1 
an Deutschland iſt dies anerkannt durch die päpſtliche 1 5 
7906, vgl. Wiegand, kirchl. Bewegungen der Gegenwart, 1908, H. 6. 


„ 


auch wenn ſie ſich nicht der Tridentiniſchen Form bedienen, allerdings nur 
unter der Vorausſetzung, daß nicht ſonſt irgendein kanoniſches Hindernis 
vorliegt.) Dem kanoniſchen Eherecht unterſtehen ſie alſo hierin doch. 

Bei derartigen Proben proteſtantiſcher — Selbſtverleugnung wird 
man es Pius X. kaum noch übelnehmen dürfen, wenn er in ſeinem Ein⸗ 
heitskatechismus es bereits den Kindern unter 7 Jahren klarzumachen 
ſucht, daß es eigentlich eine proteſtantiſche Ehe nicht gibt. Anders iſt 
es doch jedenfalls nicht zu verſtehen, wenn er auf die Frage: Wie ſchließt 
man die Ehe? die Antwort gibt: „Die einzige Art, die Ehe gültig 
und erlaubt unter Chriſten zu ſchließen, iſt die, ſie nach dem Ritus der 
heiligen Kirche einzugehen“ (S. 56), d. h. nach der Tridentiniſchen Form. 
Deutlicher freilich wird er noch in dem für die älteren Kinder beſtimmten 


Teil, wenn er ſie belehrt: „Zwiſchen Chriſten kann es keine wirk⸗ 


liche Ehe geben, die nicht Sakrament iſt“ (S. 220). Da es 
nun die ſpezifiſche Eigentümlichkeit der Proteſtanten iſt, die Ehe nicht nach 
der Tridentiniſchen Form einzugehen, geſchweige denn in ihr ein Safra- 


ment zu ſehen, ſo ſind die zwiſchen Proteſtanten geſchloſſenen Ehen im 


Grunde keine wirklichen Ehen, und die ſchimpfliche Bezeichnung nicht— 
katholiſcher Ehen als Konkubinate liegt von hier aus nahe genug. 

Dies Übergreifen der Kirche auf das ſtaatliche Gebiet tritt jedoch 
nirgends ſo deutlich zutage wie auf de Hier 
hat Rom in einigen Konkordatsſtaaten mi en auf der 


einen 


ganzen Linie geſiegt. Es hat das geſamte Schulweſen von der Volksſchule 


bis zur Univerſität in ſeine Hand gebracht und damit vor aller Welt 
bekundet, daß die Staatsgewalt ſich vor ihm beugt. Denn ein Staat, 
der ſich nicht ſelbſt aufzugeben gewillt iſt, kann die Erziehung der Jugend 
niemals aus der Hand geben. „Wer die Jugend hat, hat die Zukunft“, 
oder wie die Jeſuiten in Paderborn ſagten: „Alte Füchſe ſind ſchwer zu 
fangen; alle Hoffnung beruht auf der Jugend“ (Richter, Geſch. der 
Paderborner Jeſuiten, Paderborn 1892, S. 23). 

Das weiß niemand ſo gut wie die römiſche Kirche. Darum mußte 
ſie den Kampf um die Schule mit aller Energie aufnehmen und rückſichtslos 
durchführen, wenn ſie im Kampf um die Weltherrſchaft endlich den Sieg 
behalten wollte. Die Grundſätze und Erwägungen, von denen Rom dabei 
ausgeht, ſind kurz folgende. ) 

Der Staat als ſolcher iſt kein Erzieher. „Es fehlt ihm dazu der 
Beruf und darum auch die Fähigkeit.“ Alſo hat er auch kein Recht auf 


1) Pro Melita, de matrimoniis: „ 1. Matrimonia inita vel ineunda ab jis omnibus 
qui catholicam profitentur religionem, sive quod uterque contrahens sit catholicus 
sive quod alter sit catholicus, alter heterodoxus, valida non esse nisi cele- 
brata fuerint iuxta formam a. S. Concilio Tridentino praescriptam“, 


2. Eos vero qui diversum a catholico cultum profitentur, valide contrahere posse 
matrimonium inter se, etiamsi formam Tridentini non servent; dummodo ceteroquin 


aliud non obstet canonicum dirimens impedimentum“ (Conventiones S. 95), 
2) Nach dem Staatslexikon IT?, 358—70; bei Goetz, Der Ultram., 
S. 192 ff. Zum Ganzen vgl. Mix, Das ultramontan-jefuitifche Schulideal, 


Wartburg 1906, S. 2—6. 
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erziehung der Jugend. Vielmehr ſteht „das Brylebungsant In erfter 
nn. Sen 105 fie haben ſowohl Erglehungeg ent al gehe 
pflicht“. Und ihnen kommt nun die Kirche bei pleſen sehenen Auen 
zu Hilfe. Denn die Kirche iſt „die große Ergſeherſm ech bie ane 
tauſende“; fie iſt „die von Gott eingeſetzte allgemeine Erglehumgenn all 
für alle Menſchen“. „Die Jugenderziehung iſt jomit eine wen 
Aufgabe der Kirche. Verhält es ſich aber alſo, dann haben bie cen 
Eltern in der Ausübung ihres Erziehungsamtes der Kirche gegen abe 
eigentlich keine ſouveräne Stellung; fie fungieren, vielmehr in jener Aus. 
übung ihres Erziehungsamtes als Organe der Kirche. „Deshalb ſtehen 
die Eltern denn auch in ihrer erzieheriſchen Tätigkeit unter 1 leltenden 
Einfluß der Kirche.“ So iſt alſo der Staat ausgeſchaltet, die Eltern haben 
nichts zu ſagen, und es bleibt nur die Kirche als Herrin der Schule übrig, 
Der Staat muß daher „ſeine Schulidee, ſein Schul; 
meiſteramt (im großen und ganzen) aufgeben u das 
Schul weſen zurücklegen in jene Hände, denen er 


tstitel entzogen hat; für die Katholiken alſo 
ner Der Jeſuit Hammerſtein in ſeiner 
rift: „Das Preußiſche ülmonopol“, Freiburg 1893, S. 136). 


Wird es dem Staate aber gar zu ſchwer, ſich von dem ihm lieb 
gewordenen Raube mit einem Schlage zu trennen — nun wohl, ſo mag 
er ſich damit begnügen, „das Schulweſen finanziell zu ermöglichen und 
zu fördern“, was übrigens ſeine Pflicht iſt und bleibt. Das iſt ja dann 
eine ganz praktiſche Arbeitsteilung, die, wie wir ſahen, die 10 
ſonſt ſich gern gefallen läßt: der Staat zahlt, und die Kirche erzieht afür 
die Jugend in ihrem Sinn und Geiſt; ja, wenn es ihr ſo paßt, iſt 5 1 
unbenommen, die Jugend auf Koſten des Staates „zu ſolchen Ultra= 
montanen zu erziehen, welche den Staatsgeſetzen eventuell den Gehorſam 
verweigern“. Dies Recht nimmt der Jeſuit Hammerſtein ausdrücklich 14 
die Kirche in Anſpruch und ſucht es auf S. 114—18 ſeines Buches aus— 

ührlich zu begründen. | | ; 
1 8 Staat hat ſich alſo „auf die weltliche und materielle Seite ji 
Unterrichtsweſens zurückzuziehen“ und der Kirche in ihren Schulbetrie 
nichts dreinzureden. Das iſt das römiſche Schulideal, wie es in 1 
Konkordaten bis in ſeine äußerſten Konſequenzen durchgeführt worden iſt. 
„Der Jugendunterricht in Univerſitäten, a 
Schulen und allen andern Erziehungs- oder Un 15 
richtsinſtituten ſoll genau „ Sr 
plane conformis) mit der Lehre der katholiſchen 5 a 
gion.“ So wird überall gleichermaßen verfügt.“) Sodann wird 110 
Biſchöfen volle Freiheit in der Überwachung und Leitung zuerſt natürlich 


der theologiſchen Studien gegeben. Aber auch noch in den neueſten Konz _ 


| 303 f.), Ecuador 

tarica Art. 2 (Nuſſi 298), Guatemala Art. 2 (S N 

Art. le 350 in der 1 9755 Geſtalt von 1881 Art. 3 (Conv. S. 2), Columbia 
Art. 12 (Conv. S. 78). 


I 
1 


| 


1 


I) 


Ph ar. EN 


kordaten mit Ecuador (1881) und Columbia (1887) wird einzig den 


Biſchöfen die Befugnis zuerteilt, ganz allgemein darüber zu befinden, ob 
die zu benutzenden Bücher und Texte in religiöſer und 

dime ſeien. Ganz beſonders charakteriſtiſch iſt in dieſer Hinſicht 
as 


ſtimmungen nicht nur feſthält, ſondern noch weſentlich verſchärft. Hieß 
es in dem Konkordat mit Coſtarica, daß „dieſelben Ordinarien und Biſchöfe 
neben ihrer ſonſtigen pflichtmäßigen Sorge für die religiöſe Erziehung 
der Jugend außerdem auch darauf acht haben ſollten, daß in der Be— 
handlung keiner Disziplin ſich etwas finde, was gegen die 
katholiſche Religion und die ehrbaren Sitten verſtoße“ (Art. 2, Nuſſi 
S. 298), ſo wird hier den zuſtändigen Ordinarien in aller Form das 
die Schulen, insbeſondere auch über den religiös— 
gegeben (nec non libros qui pro. textu 


ſiktlichen 
adhibeantur revisere quoad e 


on Dingen, die nicht im Einklang 
Dogmen und der der Kirche gebührenden Ehr— 


isziplinen, di 


iche überall, auch in Sſterreich, anſtandslos das 
Oberaufſichtsrecht über die Schulen eingeräumt. Die Schulinſpektoren 
werden hier vom Kaiſer auf Vorſchlag des Dizözeſanbiſchofs ernannt, 
können aber jederzeit ihres Amtes entſetzt werden, ſobald ſie vom rechten 
Wege abweichen (Loco movebitur, qui a recto tramite deflexerit, 
Art. 8 des öſterr. Konkordats); vgl. Ecuador, Art. 4 (Conv. S. 3), 
Columbia, Art. 14 (Conv. S. 79). | 
Das alles aber betrifft ebenſo die Privatſchulen, wie die öffentlichen 
Lehranſtalten (tam publicis quam privatis). Darauf wird ſtets be— 
ſonderer Nachdruck gelegt. Es hätte ja ſonſt leicht jemand, der ein Gegner 
dieſer öffentlichen Klerikalſchulen war, zumal als Proteſtant, auf den Ge— 
danken kommen können, ſeine Kinder in Privatſchulen zu ſchicken, in 
denen ſie nicht zu „frommen Übungen in der katholiſchen Religion“ an— 
gehalten wurden, wie es z. B. in Columbia Vorſchrift iſt (Art. 12). 
Ich mache beſonders auf dieſe Beſtimmung der Konkordate aufmerk— 
ſam, weil durch ſie die Inkonſequenz, mit der man gegenwärtig bei uns gegen 
das Staatsſchulmonopol als eine 
richtung Sturm läuft, in die re 


I) Columbia, Art. 13: „Gubernium cavebit ne in humanioribus litteris aut 
sdcientiis, et universim in omnium generum disciplinis tradendis, placita evulgentur 
quae catholicis dogmatibus, et reverentiae ac venerationi erga Ecclesiam debitae, 
adversentur‘‘ (Conv. S. 79). Übrigens heißt es ebenda: Archiepiscopus libros seu 
textus designabit qui in Universitatibus legi debeant, ad religionis morumque 
scientias tradendas. — Das muß ja eine herrliche „Wiſſenſchaft“ abgeben! 


onkordat mit Columbia, das in Artikel 13 und 14 die älteren Be⸗ 


a quae fidel doctrinam morumve spectant 
und ſchließlich die Regierung verpflichtet allgemeine 
überhaupt ganz g ein in der Behandlung aller nur denk⸗ 
aren 


gibt rein katholiſche Schulen die Fülle. 


aber waren alle Kinder von Andersgläubigen der katholiſchen Schule 
rettungslos verfallen. Man mißt alſo wieder einmal mit . 
Das Staatsſchulmonopol iſt ein Greuel vor Gott und den Menſchen, 


But 


auch freie chriſtliche Schulen unter Aufficht und Leitung der Kirche“ ge⸗ 
ſtattet werden, die natürlich die gleichen Rechte wie die Staatsſchulen 
haben müßten, um mit dieſen dann in erfolgreiche Konkurrenz treten zu 
Br „Die Unterrichtsfreiheit in dieſem Sinne ift eine der leiten 


arſten Forderungen der Vernunft und der Freiheit“ (Staatslexikon, 


2. Aufl., II, S. 370). Und dabei wird bei uns kein katholiſches Kind ge 


zwungen, dem proteſtantiſchen Religionsunterricht beizuwohnen, und es 
In jenen katholiſchen Staaten 


a0 
Monopol der ſtaatlichen Kirchenſchule iſt eine vortreffliche, Gott wohl 
gefällige Einrichtung! 

Alles in allem: Das geſamte Schulweſen ſoll in jeder Beziehung 
einzig der Kirche unterſtellt ſein. Wo das nicht ſo ohne weiteres zu er— 
reichen iſt, wie z. B. in Deutſchland, erſtrebt man zunächſt das Recht, 
freie Kirchenſchulen jeder Art zu errichten, wo und wann es der Kirche 
gut ſcheint, damit dann dieſe in „freiem“ Wettbewerb der Staatsſchule 
den Garaus machen können. Der Staat muß „einſtweilen der Kirche 


freie Konkurrenz mit ſeinen Schulen eröffnen; er darf namentlich nicht die 


Lehrorgane der Kirche, insbeſondere die Lehrorden, von ſeinen Grenzen 
und von der ihnen berufsmäßig zuſtehenden Schultätigkeit ausſchließen; 
er muß eine ehrliche, nicht bloß eine Scheinkonkurrenz eröffnen, ſo daß die 
Staatsſchulen vor den Schulen der Kirche keinen Vorſprung erhalten weder 
durch materielle Subvention noch durch das Berechtigungsweſen“ 


(Hammerſtein, a. a. O. S ). „Eiünſt weilen“! ürlich 
nur ſo lange, bis die ihr l, die . 
erreicht hat; ſobald das geſchehen iſt, wird natürlich das ul⸗ 


monopol der ſtaatlichen Kirchenſchule errichtet, wie in den Konkordats⸗ 
ſtaaten geſchehen. Die Vernichtung der Staatsſchulen aber würde in 
dieſer Konkurrenz, wie das Beiſpiel von Belgie zeigt, nur eine Frage 
der Zeit ſein. Denn die neben den Kirchenſchulen beſtehenden Staatsſchulen 
müßten ſelbſtverſtändlich, wie immer wieder betont wird, religionslos fein. 
Und wie es denen ergehen würde, kann man ſich denken. Die Katholiken 
würden, wie es in Belgien geſchehen iſt, durch Anwendung der äußerſten 
geiſtlichen Zwangsmittel zum Boykott der Staatsſchulen getrieben werden, 
und auch viele Proteſtanten würden die Religionsſchulen, ſelbſt die katho⸗ 
liſchen, den religionsloſen Schulen vorziehen. Wir haben ja das neuer: 
dings ſozuſagen am eigenen Leibe erfahren müſſen an den Schulverhält⸗ 
niſſen in unſerer Kolonie Deutſch⸗Südweſtafrika, über die Anz in ſeiner 
Schrift „Deutſchlands Pflichten in Südweſtafrika“ (Stuttgart, Belſer 


1) Vgl. „Der Klerikalismus in der Volksſchule Belgiens“ in „Deutſch— 
ngel. Korreſpondenz“ 1906 Nr. 101—103, wo auf Grund des im Namen des 


a 


. von dem Brüſſeler Advokaten H. Speyer 1906 veröffentlichten 


erichtes über die Lage der Volksſchule in Belgien“ die Klerikaliſierung der 


eo. Volksſchule als nahezu vollendet geſchildert wird. 
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größten Deutſchen, der je gelebt hat, über Luther, die Kinder von Schule 


„freien“ Kirchenſchulen und den „paritätiſchen“ Staatsſchulen. 
Indes, dies römiſche Schul- und Kulturprogramm würde eine be— 


hätte, die Jugend, um deren Erziehung in echt katholiſcher Geſinnung man 
ſich jo große Mühe gibt, auch weiterhin vor dem böſen Gift ketzeriſcher 


1908, S. 45 f.) wertvolle Mitteilungen macht. Danach hat man dort 9 

einerzeit den Regierungsſchulen ihren evangeliſchen Charakter e 
| zuliebe auf dem Verwaltungswege durch einen Federſtrich aberkannt“. 

ie von der katholiſchen Seite natürlich beabſichtigten Folgen dieſes Genies 
ſtreiches waren folgende: 1. Es gibt nun dort keine evangeliſche Schule 
mehr, obwohl die Kinder faſt durchweg evangeliſch find. Die Regierungs- 
ſchule zu Windhoek zählt z. B. 73 evangeliſche und nur zwei katholiſche 
Kinder. „Und den zwei katholiſchen Kindern zuliebe mußten auch Leſe- 
bücher, Realienbücher und Geſchichtsbücher der Schule ‚paritätiih‘ ge- 
ſäubert werden, jo daß in einer deutſchen Kolonie über einen der 


wegen im Realienbuch nichts und im Geſchichtsbuch nur folgende ſechs 
Sätze erfahren: Kirchentrennung (1517). Während ſeiner (Karls V.) 
Regierung entſtand eine große Spaltung in der Kirche. Dieſelbe ging 
von Dr. Martin Luther aus, welcher Profeſſor und zugleich Prediger 
an der Schloßkirche zu Wittenberg war. Ganz Deutſchland ſpaltete ſich 
nun in zwei Parteien: eine katholiſche (die alte Kirche) und eine evan⸗ 
geliſche oder proteſtantiſche (die Anhänger Luthers). Karl V., welcher 
der alten Kirche treu blieb, würde die Evangeliſchen mit größerer Strenge 
behandelt haben, wenn er nicht mit den Franzoſen und Türken in vielfache 
Kriege verwickelt geweſen wäre. Darum wollte er es mit ihnen nicht ö 


verderben, ſondern ſuchte beide Parteien zu verſöhnen. Als es ihm nicht 
elang, einen Ausgleich herbeizuführen, kam es zum 

h — In dieſer dürftigen und jämmerlich verhunzten Form wird 
eu 


en evangeliſchen Kindern fern von der Heimat das Kernſtück der 
ganzen neueren deutſchen Geſchichte geboten!“ — 2. Es wurde jetzt ſofort 
entſprechend dem oben entwickelten römiſchen Programm eine katholiſche 
Privatſchule in Windhoek gegründet, da ein guter Katholik ſeine Kinder 
doch unmöglich in eine religionsloſe Schule ſchicken kann. Und dieſe 
katholiſche Privatſchule wird nun 3. zurzeit von 34 Kindern beſucht, von 
denen aber nur 13 katholiſch, die übrigen 21 evangeliſch ſind. Das heißt: 
die katholiſche Privatſchule wird zu Zweidrittel von evangeliſchen 
Kindern beſucht, alſo auch wohl zum guten Teil von Proteſtanten unter⸗ 
halten. — Hier haben wir alſo eine vortreffliche Illuſtration zu dem jo 
verlockend geſchilderten friedlichen Wettbewerb zwiſchen den gewünſchten 


denkliche Lücke aufweiſen, wenn man nicht Mittel und Wege gefunden | 


oder ſonſt kirchenfeindlicher Einflüſſe zu bewahren. Da hat man ja nun 
freilich ſchon ſeit alten Zeiten den Index der verbotenen Bücher. Aber 
ſein Nutzen iſt heutzutage doch nur gering. Sind durch ihn auch alle 
„Bücher von Apoſtaten, Häretikern, Schismatikern oder anderen Verfaſſern, 
die das Schisma oder die Ketzerei verteidigen oder die Grundlagen der 
Religion ſtürzen“ von vornherein ein für allemal verboten, ſo gibt es doch 1 


— 31 — 


bei der gegenwärtigen Hochflut der Literaturerzeugniſſe aller Art eine 
Überfülle von Schriften, denen auch der treueſte und gehorſamſte Ktatholit 
unmöglich ſogleich anmerken kann, ob ſie ſeinem katholiſchen Glauben 90 
fährlich werden können. So können dieſe Seelenmörder ihr ruchloſes 
Handwerk ſchon vieltauſendfach geübt haben, zumal da ja auch katholiſche 
Schriftſteller oft genug als ſolche Wölfe im Schafskleide auftreten, ehe 
die Indexkongregation überhaupt auf ſie aufmerkſam geworden ft und 
vor ihnen hat warnen können. Auch kommt es ja vielfach vor, daß 
Katholiken in frevelhafter Selbſtüberhebung ſich mit vollem eee 
an ſolche von der Mutter Kirche verbotenen Bücher heranmachen. So ji 
der Index, was ſeine praktiſche Wirkſamkeit anlangt, in unſerer Zei 
viel von ſeiner Schlagkraft eingebüßt. Da iſt es denn ohne en) 
einfachiten, das Übel mit ſicherem Griff gleich an der Wurzel zu pa Yin 
Und das leiſtet der Kirche die vortreffliche Einrichtung der Bücher⸗ 
enſur 5 


1 Bekanntlich hat dex, gegenwärtig re ierende Papſt erſt De 1 
i i Enzykli N ‚ Septem 

in ſeiner Enzyklika vom uber 
100 neue und praktiſche Anweiſung 3 | m Ausgeſtaltung dieſes 


enſurinſtituts gegeben. Danach muß nun in jeder Diözeſe eine eigene 
horde 80 0 werden, die jegliche ſchriftſtelleriſche 1 
aufs ſchärfſte zu überwachen hat; und dieſe Behörde ſoll vor allem 0 

katholiſchen Verlegern und Buchhändlern ihre Aufmerkſamkeit zuwen je 
Ohne Erlaubnis der Zenſoren darf (ſoweit nämlich Verleger, Drucker un 

Leſer ſich dem fügen) kein Buchſtabe mehr gedruckt, herausgegeben, Wee 
und geleſen werden. Ohne Erlaubnis ſeines Biſchofs darf ſich auch 15 
Geiſtlicher mehr mit Schriftſtellerei abgeben. Zur beſſeren Kontrolle aber 


muß ein beſonderer Au ichtsrat in jeder Diözeſe gebildet werden, der zu 
beſtimmten Zeiten zr zuſammentreten ſoll, um etwa not⸗ 
wendige beſondere Maßnähmel en. 


ieht, die Sache iſt jo übel nicht. Sie hat nur den einen Fehler, 

daß 10 die 0 de Schriftſteller durch ſie betroffen werden, 
die ſich ſolchen Maßregeln unterwerfen, während gerade die Ketzer frei aus⸗ 
gehen. Indes iſt das nicht die Schuld des Papſtes. Dieſe Unvollkommen⸗ 
heit iſt nun einmal durch die gegenwärtigen, höchſt betrüblichen Zeitläufte 
bedingt. Wo Rom die Macht dazu hat, ſorgt es ſchon dafür, daß 15 
Bücherzenſur alle gleichermaßen trifft und ſo in der Tat den Gläubigen als 
ſicherer Schutzwall dienen kann gegen alle liſtigen Anläufe des Böſen. | 
So gibt das Konkordat mit Coſtarica den Biſchöfen die e 
alle Bücher und Schriften zu prüfen und zu zenſurieren, die „in irgend⸗ 
einer Weiſe“ (auovis modo) zu den Glaubensſätzen, der kirchlichen 
Disziplin und der öffentlichen Sittlichkeit in Beziehung ſtehen, 1055 ee 
Staat verpflichtet ſich, den biſchöflichen Anordnungen den gehörigen Na 0 
druck zu verleihen (Art. 3, Nuſſi S. 298; desgl. Guatemala 1 ö 
S. 304). Ganz ähnlich, nur noch etwas deutlicher, heißt es in dem öſter⸗ 
reichiſchen Konkordat: „Die Erzbiſchöfe und Biſchöfe ſollen Di 
eigentümliche Gewalt mit vollſter Freiheit ausüben können, um die für 


pg 


h 


Religion und Sitte verderblichen Bücher zu zenſurieren und die Gläubigen 
ſie zu leſen. Auch die Regierung ſoll mit 1 
allen geeigneten Mitteln verhindern, daß ſolche 
en” (Art. 9, 
Iſt alſo wider Erwarten einmal ein ſolches ſchlimmes 
ſo wird die Polizei es ſchon beizeiten faſſen und 


daran zu hindern, 


Bücher im Kaiſerreiche verbreitet werd 
RNuſſi S. 3149. 
Buch durchgeſchlüpft, 
unſchädlich machen. Aber auch die etwa außerhalb eines ſolchen Konkor⸗ 


datsſtaates gedruckten Bücher könnten den Gläubigen leicht dadurch gefähr⸗ 
lich werden, daß man ſie über die Grenzen einzuſchmuggeln ſucht. Eine ; 
faßt auch dieſen Fall ins 
Auge und ſorgt für gründliche Überwachung der Grenze, damit das im 
ſorgſam ausgereutete Unkraut nicht wieder von außen 
So beſtimmt das Konkordat mit Ecuador in wahrhaft 


Zenſurbehörde, die ihrem Amte gewachſen iſt, 
Innern des Landes 
her Eingang finde. 
muſtergültiger Weiſe: „Außerdem ſollen die Biſchöfe und anderen ordent— 
lichen Vorſteher mit 
j ligion und den guten Sitten ſchädlichen Bücher zu 


en und geeignete Maßna 
artige Bücher in den Staat 
„%% -p ̃Ü.fx | | | 

Hier haben wir alſo volle ſtaatliche Bücherquarantäne. Wenn ſich 
trotz alledem noch in ſolchen Ländern hier und da ſelbſtändige geiſtige 
Regungen bemerkbar machen ſollten, 
trotz des römiſchen Syſtems. Was ſie tun kann, das tut fie, 


Das wird hoffentlich aus den vorſtehenden Ausführungen jedermann deutlich 


geworden ſein. Es würde zu weit führen, das noch aus anderen Beſtimmungen 
Man hätte ſonſt wohl noch hin⸗ 

Immunitäten, 
für ſich und ihre Diener beanſprucht, das Recht der freien = 
Kloſtererrichtung (libere et absque ulla exceptione, Ecuador Art. 20, 


der einzelnen Konkordate zu erhärten. 
weiſen dürfen auf die mancherlei anderweitigen Rechte und 
die die Kirche 


S. 355) zum Beiſpiel, das ihr überall in den Konkordatsländern bereit- 
willig zugeſtanden iſt, auf die vollkommene Durchſetzung ihres Willens 
in der Friedhofsfrage, z. B. noch in Columbia (1892), wo ihr — einige 
geringe Einſchränkungen abgerechnet — die Verwaltung ſämtlicher Fried— 


mehr. 85 indes ſehen will, der wird ſich auch ſo der Erkenntnis nicht 
verſchlie 
über die ganze Welt, wie ſie vor allem im Syllabus niedergelegt iſt, in der 


1) Ecuador, Art. 3: „Insuper Episcopi aliique Ordinarii Antistites plena liber- 
tate exercebunt ius 
moribus adversos; 


2) Coemeteria omnia quae extant in territorio Reipublicae.. . 


x 


reget (Conv. S. 19). 


voller Freiheit ihr ihnen eigentümliches Recht aus⸗ 


„und ebenſo ſoll die Regierung darüber 
hmen treffen, daß der⸗ 
nicht eingeführt und 


ſo geſchieht das nicht infolge, ſondern 
um die von ihr be⸗ 
herrſchten Völker in vollſter materieller und geiſtiger Abhängigkeit zu halten. 


höfe allein nach ihrem eigenen Ermeſſen übertragen wird,2) und ähnliches | 


en können, daß Rom ſeine Theorie von der Oberhoheit der Kirche 


eorum proprium proscribendi libros religioni bonisque 1. 
itemque Gubernium advigilabit et opportuna suscipiet consilia, 
ne huiusmodi libri in Rempublicam introducantur et diffundantur “ (Nuſſi S. 350). 
.. tradantur 4 
auctoritati ecclesiasticae quae potestati civili minime obnoxia et administrabit et 17 
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Tat trefflich in die Praxis umzuſetzen verſtanden hat, wo das möglich war. 
In manchen Konkordaten finden wir ſie durchgeführt bis in ihre äußerſten 
Konſequenzen. 


In Hergenroethers Lehrbuch des Kirchenrechts (2. Aufl. von J. Holl⸗ 
weck, 1905) wird von den Konkordaten geſagt, ſie zeigten, wie leicht eine 
Verſtändigung zwiſchen Kirche und Staat bei einigem guten Willen möglich 
wäre (S. 110). Und man wird ja zugeben müſſen, daß eine ſolche Ver⸗ 
ſtändigung, wie ſie in den Konkordaten vorliegt, in der Tat überaus 
einfach iſt: der Staat zeigt ſeinen „guten Willen“, indem er auf ſeine 
ſtaatlichen Souveränitätsrechte kurzweg verzichtet und die Herrſchafts⸗ 
anſprüche Roms in vollem Umfange als berechtigt anerkennt. So erreicht 
tom, ohne Widerſtand zu finden, alles, was es will. Und die „Ver⸗ 
ſtändigung“, die nunmehr gleichbedeutend iſt mit der Verwirklichung auch 
der letzten Ziele Roms, iſt da. Der Staat aber, der ſolche „Verſtändigung 

mit Rom erzielt hat, iſt der reine Hans im Glück. Er iſt nun alles los, 
was ihm bisher Sorge und Not machte. Den ſchwerſten Teil der ver⸗ 
antwortungsvollen Laſt des Regierens hat die Kirche ihm liebreich und 
ſelbſtlos abgenommen, und froh erleichtert zieht er ſeines Weges; Kultur⸗ 
aufgaben hat er nicht mehr. Dann ſoll er ſich aber auch nicht be⸗ 
klagen, wenn man ihm vorwirft, er habe für ſeine Bürger nichts als nur 
„Steuerzettel und Kanonen“. Für den Staat nach dem Herzen Roms 
trifft das allerdings buchſtäblich zu. 
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